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1 Ausgangslage  

Der Bundesrat hat die Botschaft zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes (Reform des regio-

nalen Personenverkehrs und der Rechnungslegung) am 4. Juni 2021 zuhanden des Parlamentes ver-

abschiedet (BBl 2021 1485). Die Schlussabstimmung im Parlament erfolgte am 16. Dezember 2022. 

Die Referendumsfrist gegen diesen Erlass ist am 8. April 2023 ungenutzt abgelaufen. Die Reform des 

Personenbeförderungsgesetzes (Reform RPV) bezweckt unter anderem klarere Verantwortlichkeiten 

und effizientere Verfahren im regionalen Personenverkehr (RPV).  

 

Um die Vorgaben auf Verordnungsstufe zu präzisieren, ist eine Totalrevision der Verordnung über die 

Abgeltung des regionalen Personenverkehrs (ARPV; SR 745.16) vorgesehen, wie auch Anpassungen 

der Verordnung über die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV; 

SR 742.120), der Verordnung über die Personenbeförderung (VPB; SR 745.11) und die Aufhebung der 

Verordnung des UVEK über das Rechnungswesen der konzessionierten Unternehmen (RKV; SR 

742.221). Zudem werden weitere Verordnungen aufgrund von neuen Verweisen oder Aktualisierungen 

angepasst, wie die Gebührenverordnung für den öffentlichen Verkehr (GebV-öV; SR 742.102), die Ver-

ordnung über den Gütertransport durch Bahn- und Schifffahrtsunternehmen (GüTV; SR 742.411) und 

die Verordnung über Seilbahnen zur Personenbeförderung (SebV; SR 743.011). 

 

Im 2024 hat der Bundesrat die Verordnungsänderungen zur Revision des Personenbeförderungsge-

setzes / Totalrevision der Verordnung über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs (ARPV) 

verabschiedet. Inkraftsetzung erfolgt auf den 1.1.2025. 

2 Erläuterungen zu den einzelnen Verordnungsänderungen  

2.1 Verordnung über die Abgeltung und die Rechnungslegung im regionalen 
Personenverkehr vom xx.yyyy 20241 (ARPV) 

Totalrevision ARPV 

Die ARPV wird totalrevidiert. Gleichzeitig wird die bestehende RKV aufgehoben. Die inhaltlich weiter-

hin relevanten Bestimmungen werden in die revidierte ARPV resp. soweit Bestimmungen ausschliess-

lich für die Sparte Infrastruktur der Eisenbahninfrastrukturbetreiberinnen relevant sind, in KPFV über-

nommen. Die Integration der RKV in die ARPV bedingt eine Ausweitung des Geltungsbereichs der 

ARPV. Der Erlasstitel wird entsprechend mit «Rechnungslegung» ergänzt. Die Abkürzung «ARPV» 

wird dabei beibehalten. Um die bisherige ARPV mit der revidierten ARPV zu unterscheiden, werden im 

ganzen Bericht folgende Abkürzungen benutzt: 

- aARPV: «alte» bisherige ARPV vom 11. November 2009 

- ARPV: «neue» totalrevidierte ARPV 

Aufbau der totalrevidierten ARPV gemäss Ablauf Bestellverfahren 

Der Aufbau der totalrevidierten ARPV folgt dem Ablauf des Bestellverfahrens RPV. Nach den Grunds-

ätzen zur Bestellung folgen die Bestimmungen zu den Ausschreibungen und Zielvereinbarungen, die 

dem eigentlichen Bestellverfahren vorgelagert sind. Nach dem Bestellverfahren folgen die Bestimmun-

gen zur Abgeltung weiterer Angebote gestützt auf Artikel 28 Absatz 3 und 4 PBG sowie zu den Finanz-

hilfen (u.a. Bürgschaften, Beiträge für Innovationen) und am Schluss die Bestimmungen zur Rech-

nungslegung und zur Jahresrechnung. Neu wird ein zusätzlicher Anhang aufgenommen, der die Kalku-

lationsstruktur der Offerten resp. Ist-Rechnungen der im Aufbau begriffenen Datenplattform des BAV 

enthält. 

 
1  SR 745.16 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2021/1485.pdf
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Geltungsbereich bisherige RKV 

Gestützt auf Artikel 1 Absatz 3 der RKV können Kantone und Gemeinden einzelne Bestimmungen der 

RKV auch für Angebote der weiteren bestellten Leistungen als verbindlich erklären. Diese Möglichkeit 

wird in Artikel 46 Absatz 2 übernommen und auf die Bestimmungen zur Abgeltung ausgeweitet.  

Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 1 RKV gelten für sämtliche TU mit einer Konzession nach Arti-

kel 6 PBG oder Artikel 5 Eisenbahngesetz (EBG; SR 742.101). Konkret betrifft dies das Erstellen und 

Einreichen eines Geschäftsberichtes der TU sowie dass die Jahresrechnung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln muss («True 

and Fair View»). Die ARPV gilt dagegen ausschliesslich für TU, die Abgeltungen oder Finanzhilfen für 

den RPV erhalten, während die KPFV für Infrastrukturbetreiberinnen gilt, mit denen der Bund eine 

Leistungsvereinbarung abschliesst. Damit sind die von der RKV in die ARPV integrierten Bestimmun-

gen für TU, die keine Abgeltungen nach PBG oder EBG erhalten, zukünftig nicht mehr verpflichtend. 

Verkehrsangebote - Angebote 

Im gesamten Erlass wurde analog dem PBG der Begriff «Verkehrsangebot» durch «Angebot» ersetzt. 

Transportunternehmen – Unternehmen 

Im gesamten Erlass wurde analog dem PBG der Begriff «Transportunternehmen» durch «Unterneh-

men» ersetzt.  

Richtlinien 

Dem BAV wird in verschiedenen Artikeln die Kompetenz erteilt, Details in Richtlinien zu regeln. Teil-

weise bestehen diese Richtlinien schon länger (z.B. minimale Wirtschaftlichkeit) oder wurden im Rah-

men des Projektes «Guidance» neu erarbeitet, teilweise sollen bestehende Leitfäden oder Wegleitun-

gen neu in Richtlinienform verabschiedet werden (z.B. Betriebsmittelgenehmigungen). Bei allen noch 

zu erarbeitenden Richtlinien werden die Kantone sowie die TU jeweils einbezogen. 

Links zu Richtlinien: 

Guidance: Bundesamt für Verkehr BAV Guidance: Richtlinien für die Vergabe von Subventionen (ad-

min.ch) 

Allgemein: Bundesamt für Verkehr BAV Richtlinien (admin.ch)  

Neue Datenplattform 

Offerten und Linienerfolgsrechnungen sollen zukünftig durch die TU einheitlich über eine zentrale Da-

tenplattform geliefert werden (Arbeitstitel «ORBIT»). Die Besteller können von ihnen benötigten Daten 

in eigene Systeme übernehmen.  

Die Bestimmungen zu den Offerten RPV (Artikel 31 Offerteinreichung und 32 Planrechnung) sowie Ist-

Rechnung (Artikel 60 Betriebskosten- und Leistungsrechnung und Artikel 66 Jahresrechnung) wurden 

entsprechend angepasst. Zudem wird die für die Datenplattform neue Gliederung der Erlöse, Kosten 

und Abgeltungen in einem neuen Anhang 1 dargestellt. 

 

 

 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/rechtliches/rechtsgrundlagen-vorschriften/richtlinien/richtlinien-allgemein/guidance.html
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/rechtliches/rechtsgrundlagen-vorschriften/richtlinien/richtlinien-allgemein/guidance.html
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/rechtliches/rechtsgrundlagen-vorschriften/richtlinien.html
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1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

 

Artikel 1 Gegenstand 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 1 aARPV 

Buchstabe a: Das Bestellverfahren wird nicht mehr erwähnt, da es nur ein einziger Abschnitt des 2. Ka-

pitels ist. Der Inhalt des bisherigen Buchstaben abis zu den Anteilen der Kantone und des Bundes wird 

gestrichen und neu in einer gekürzten Form in Buchstabe a übernommen. 

Buchstabe b: Die Bestimmung wird mit den durch Bund allein bestellten Angeboten von nationaler Be-

deutung gemäss Artikel 28 Absatz 3 PBG ergänzt. Die Präzisierung, durch wen die Bestellung erfolgt, 

wird gestrichen, da diese bereits im Artikel 28 Absätze 3 und 4 PBG enthalten ist. 

Buchstabe c: übernommen aus Artikel 1 aARPV ohne Anpassung. 

Aufgrund der Integration der Bestimmungen der RKV wird die Bestimmung mit Buchstabe d ergänzt, 

die ARPV regelt neu auch die Rechnungslegung. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 2 Begriffe 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 4 aARPV, Artikel 2 RKV 

Durch die Integration der RKV in die ARPV wird die Bestimmung zu den Begriffen um die Begriffe, die 

heute in der RKV definiert sind, ergänzt.  Es sind die Buchstaben c bis e (Linienerfolgsrechnung, Plan-

rechnung, Investitionsrechnung) aus Artikel 2 RKV, welche neu in den Buchstaben d bis f aufgenom-

men werden. Nicht übernommen werden die Begriffe «Nebenerlöse» und «Nebengeschäfte» (bisher 

Artikel 2 Buchstaben f und g RKV), diese sind in Artikel 35 ARPV geregelt.  

Buchstabe a: Bei der Definition des RPV wird neu beim Begriff «Groberschliessung» ein Verweis auf 

die VPB aufgenommen (siehe auch Erläuterung zur voranstehenden Aufhebung des Artikels 3 

aARPV). 

Bisheriger Buchstabe b wird gestrichen. Der Begriff «Linie» wurde bisher in der aARPV und der VPB 

leicht unterschiedlich definiert. Analog des Ortsverkehrs soll neu der Begriff «Linie» nur noch in der 

VPB (Artikel 9) definiert werden. Die Bestellung der Angebote des RPV erfolgt grundsätzlich nach Li-

nien, es kann aber zu Abweichungen zu den konzessionierten Linien nach VPB kommen (beispiels-

weise Durchmesserlinien in S-Bahnen, wo die einzelnen Linienäste separat bestellt werden). Deshalb 

wird wie bisher in Artikel 17 Absatz 2 aARPV neu in Artikel 31 Absatz 2 ARPV festgelegt, dass Linien 

nach VPB zusammengefasst oder unterteilt werden können (sogenannte «Offertlinien»).  

Buchstaben b bis f: mit sprachlichen Anpassungen übernommen aus Artikel 2 RKV.  

Buchstabe c Ziffer 2: Bis 2015 hatte die Aufteilung der Kosten der Sparte Infrastruktur in Strecken eine 

grosse Bedeutung, weil die Kantone sich mit bestimmten Schlüsseln an den Kosten beteiligen muss-

ten. Seit der Einführung des BIF ist diese Präzisierung nicht mehr nötig. Somit ist eine Vereinfachung 

des Verordnungstextes anzustreben. 

Buchstabe c Ziffer 3: Präzisierung, dass auch Linien vom regionalen Personenverkehr, welche vom 

Bund wegen z.B. einem zu tiefen Kostendeckungsgrad nicht bestellt und finanziert werden, als Teil der 

Sparte «Weitere bestellte Angebote» gelten. 
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Buchstabe c Ziffer 4: neu wird der bestellte Autoverlad als separate Sparte definiert. 

Auswirkungen: keine 

Aufhebung Artikel 3 aARPV Ortsverkehr 

Der Ortsverkehr wurde in der aARPV und VPB unterschiedlich geregelt. Zur Vereinheitlichung wird die 

Definition neu aus der aARPV in die VPB (Artikel 5) aufgenommen, da sie nicht nur für den bestellten 

RPV relevant ist. Der bisherige Artikel 3 aARPV kann damit aufgehoben werden. Die Abgeltung des 

Ortsverkehrs durch den Bund ist gemäss Artikel 28 Absatz 2 PBG ausgeschlossen. Eine Wiederholung 

in der ARPV ist nicht notwendig. Ein Verweis auf die VPB erfolgt jedoch in Artikel 2 Buchstabe a, wo-

nach der RPV der Groberschliessung von Ortschaften dient und damit im Umkehrschluss nicht der Fei-

nerschliessung. 

Auswirkungen: keine 

2. Kapitel: Abgeltung der ungedeckten Kosten  

1. Abschnitt: Grundsätze 

 

Artikel 3 Empfänger von Abgeltungen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 2 aARPV 

Analog der heutigen Regelungen können weiterhin nur TU Abgeltungen für den RPV gestützt auf Arti-

kel 28 Absatz 1 PBG erhalten, die Personen im Linienverkehr, im Bedarfsverkehr oder mit linienver-

kehrsähnlichen Fahrten auf der Basis einer Konzession nach Artikel 6 PBG, einer Bewilligung nach Ar-

tikel 8 PBG oder eines Staatsvertrages befördern.  

Abgeltungen für Angebote von nationaler Bedeutung gestützt auf Artikel 28 Absatz 3 PBG können da-

gegen auch Unternehmen ohne Konzession, wie bspw. ein Verband wie der VöV erhalten, dies wird im 

neuen Artikel 45 geregelt. 

Absatz 2 wird gestrichen. Es ist kein Fall bekannt, bei welchem Finanzhilfen auf dieser Basis gewährt 

worden sind. 

Artikel 4 Abgeltung der ungedeckten Kosten 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 5 Absatz 1, Artikel 7 Absatz 8 aARPV 

Absatz 1 legt fest, dass die Abgeltung der ungedeckten Kosten gemäss Artikel 28 Absatz 1 PBG pro 

Linie erfolgt.  

Absatz 2 regelt, dass in gewissen Fällen wie bereits heute vom Prinzip der Abgeltung der geplanten 

ungedeckten Kosten abgewichen werden und eine von den geplanten ungedeckten Kosten abwei-

chende Abgeltung vereinbart werden kann.  

Buchstabe a (Artikel 7 Absatz 8 Buchstabe a aARPV): Da Kosten und insbesondere Erlöse von neuen 

Linien schwierig abzuschätzen sind, wäre eine Abweichung möglich. In der Praxis kommt diese Be-

stimmung jedoch selten zur Anwendung, da auch für neue Linien Planrechnungen einzureichen sind. 

Die Abgeltungen basieren auf den Planrechnungen, allfällige Abweichungen gehen zu Gunsten resp. 

zu Lasten des TU. 

Buchstabe b (Artikel 7 Absatz 8 Buchstabe b aARPV): Je nach Ausgestaltung der Zielvereinbarun-

gen werden die Kosten und in einzelnen Fällen sogar die Abgeltungen, d.h. neben den Kosten 
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auch die Erlöse, aufgrund der Zielvereinbarung festgelegt (feste Ziele). In der Regel werden die Kosten 

von Jahr zu Jahr aufgrund von meist exogenen Indizes fortgeschrieben resp. festgelegt. Häufig kom-

men dabei der Landesindex der Konsumentenpreise oder der Nominallohnindex für die Lohnkosten 

zur Anwendung. Da die Planrechnungen wie gewohnt zu erstellen sind, kommt es in diesen Fällen zu 

Abweichungen zwischen den ungedeckten Kosten gemäss Planrechnung sowie den von den Bestel-

lern geleisteten Abgeltungen. Diese Differenz geht zu Gunsten resp. zu Lasten der TU. Gleiches gilt für 

Zielvereinbarungen nach Ausschreibungen (altrechtlich: Vergabevereinbarungen) gemäss Artikel 24 

ARPV. Da mit einem solchen Vorgehen ein grösseres Risiko für die TU verbunden ist und die Fort-

schreibung der Abgeltungen aufgrund Indizes anspruchsvoll ist, dies insbesondere bei Anpassungen 

am bestellten Angebot (Fahrplanausbauten), ist davon auszugehen, dass die Mehrheit der neu abzu-

schliessenden Zielvereinbarungen keine festen Kostenziele enthalten werden und auch weiterhin die 

ungedeckten Kosten gemäss Planrechnung abgegolten werden. 

Buchstabe c (Artikel 7 Absatz 8 Buchstabe c aARPV): Von der offen formulierten Möglichkeit, vom 

Prinzip der ungedeckten Kosten abzuweichen, wenn dies für die Besteller und das TU aus anderen 

Gründen von Vorteil ist, wird heute nur in Ausnahmefällen Gebrauch gemacht, die Bestimmung wird 

mit der Präzisierung, dass es sich um Ausnahmefälle handelt, übernommen. Darunter fällt beispiels-

weise, wenn Besteller und TU vereinbaren, dass ein Teil der Spezialreserven im Sinne einer Eigenbe-

teiligung für die Finanzierung der ungedeckten Kosten verwendet wird. 

Auswirkungen: keine, da die neu formulierten Bestimmungen der heutigen Praxis entsprechen. 

Artikel 5 Koordination zwischen BAV und Kantonen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 12 Absatz 1 aARPV. 

Absatz 1: Bisheriger Absatz 1 wird auf die neuen Absätze 1 und 2 aufgeteilt. Im Absatz 1 werden nur 

sprachliche Anpassungen vorgenommen. 

Absatz 2: Präzisierung, dass die Koordination zwischen den Kantonen und dem Bund den gesamten 

Controlling-Regelkreis betrifft und damit sowohl das Bestellverfahren als auch die Aufsicht betrifft. Im 

Rahmen der Aufarbeitung des verschiedenen Subventionsfälle wurde als Manko erkannt, dass die Auf-

gabenteilung zwischen Bund und Kantonen teilweise nicht klar war. Die Abstimmung soll in Zukunft si-

chergestellt werden, die entsprechenden Arbeiten laufen im Rahmen einer Arbeitsgruppe mit Vertre-

tern des BAV sowie der Kantone.  

Absatz 3: Übernommen von Artikel 12 Absätze 2 und 3 aARPV mit der Anpassung, dass die Federfüh-

rung für die Festlegung und Überprüfung der Leistungsqualität nicht bei den Kantonen liegt. 

Absatz 4: Übernommen von Artikel 12 Absatz 4 aARPV mit der Ergänzung, dass das BAV federfüh-

rend bei der Qualitätsmessung ist (QMS RPV gemäss Artikel 10). Die finanziellen und qualitativen 

Kennzahlen werden zukünftig veröffentlicht, die Wahrung der Anonymität beim Austausch von Informa-

tionen mit den Kantonen erübrigt sich damit. 

Absatz 5 wurde ohne Anpassung übernommen. 

Auswirkungen: Die Federführung bei den verschiedenen Aufgaben wird geklärt. Die Abstimmung zwi-

schen Bund und Kantonen wird insbesondere bei der Aufsicht dadurch gestärkt. 

Artikel 6 Tarifausgleich 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 10 Absatz 1 aARPV. 

Absatz 1 von Artikel 10 aARPV wird mit sprachlichen Anpassungen übernommen und auf zwei Ab-

sätze aufgeteilt.  
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Auf die Übernahme von Absatz 2 aARPV zu den Einheimischentarifen wird verzichtet, da sich der 

Bund seit einigen Jahren nicht mehr an der Vergünstigung von Fahrausweisen für Einheimische betei-

ligt und dies auch nicht mehr vorsieht. Was zukünftig möglich bleibt, sind noch bestehende Einheimi-

schentarife gestützt auf Artikel 28 Absatz 4 PBG, die durch die Kantone alleine finanziert werden. 

2. Abschnitt: Abgeltungsvoraussetzungen 

  

Artikel 7 (Abgeltungsvoraussetzungen) 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 6 aARPV 

Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a (Erschliessungsfunktion): In Absatz 1 Buchstabe a wird präzisiert, dass RPV-Linien der 

Groberschliessung gemäss Artikel 5 Absatz 3 VPB dienen müssen, damit sie vom Bund abgegolten 

werden können. Der Ortsverkehr wird damit vom Bund gemäss Artikel 28 Absatz 2 PBG weiterhin nicht 

abgegolten. Zudem wird dieser Buchstabe neu mit dem bisherigen Buchstabe d aARPV (Ganzjährig-

keit) ergänzt. Bei der Ganzjährigkeit wird präzisiert, dass eine bestehende Erschliessung ergänzende 

Angebote, die nur saisonal oder nur an einzelnen Wochentagen (bspw. Nachtangebote an den Wo-

chenenden) verkehren, ebenfalls bestellt werden können, was der bisherigen Praxis entspricht. 

Bisheriger Buchstabe b aARPV (Mehrfachbedienung/Doppelerschliessung): Aktuell werden gemäss 

Artikel 6 ARPV Linien vom Bund nur mitbestellt, wenn «sie nicht bereits erschlossene Ortschaften oder 

Ortsteile bedienen (Mehrfachbedienung), es sei denn, sie stelle eine wichtige zusätzliche Verkehrsver-

bindung dar». Diese Bestimmung ist in der Praxis zunehmend schwieriger umzusetzen. Gerade in Ag-

glomerationen ist es häufig unklar, welchen Linien eine Grunderschliessungsfunktion zukommt und bei 

welchen Linien es sich um eine Mehrfachbedienung handelt. Fragen stellen sich auch bei Verdich-

tungsangeboten (bspw. S20 der S-Bahn Zürich, ein Angebot, das keine neuen Ortschaften erschliesst 

aber selbstständig bestellt wird). Es stellt sich auch grundsätzlich die Frage, wieso die Bestellung von 

Angeboten, die eine genügende Nachfrage und Wirtschaftlichkeit aufweisen, nicht möglich sein sollte 

auch wenn diese Linien nur bereits erschlossene Ortschaften bedienen. Die Voraussetzung der Mehr-

fachbedienung wird daher gestrichen, was bereits in der Botschaft zur Änderung des PBG (Reform 

RPV)2 vorgesehen war. 

 

Auswirkungen: Vereinfachung des Verfahrens, vereinzelt wird sich der Bund an der Abgeltung zusätzli-

cher Linien beteiligen. 

Neuer Buchstabe b (Linienabschnitte im Ausland): Im Ausland liegende Linienabschnitte werden dann 

vom Bund mitfinanziert, wenn die Linie überwiegend schweizerischem Verkehr dient, was dann der 

Fall ist, wenn Ausgangs- und Endpunkt der Linie in der Schweiz liegen (Beispiel BLT-Linie 10 Basel – 

Rodersdorf via Leymen (F) oder Bülach – Schaffhausen via deutsches Staatsgebiet).  Rein grenzüber-

schreitende Linien dienen dagegen nicht «schweizerischem», sondern «internationalem» Verkehr. Die 

bisherige Praxis soll nicht angepasst werden. Neu soll aber zusätzlich präzisiert werden, dass in Fäl-

len, wo der Grenzbahnhof im Ausland liegt, die Schweiz das Angebot bis zu diesem Grenzbahnhof be-

stellen kann, was auch der bisherigen Praxis entspricht. So bestellt die Schweiz das Angebot der Ber-

ninalinie bis und mit Tirano, eine Mitbestellung durch Italien besteht nicht. Demgegenüber beteiligt sich 

die Schweiz nicht an der Bestellung der Linien, die von Frankreich nach Basel führen, diese S-Bahn-

Angebote werden von den französischen Bestellbehörden finanziert. Damit kann die Bestellung erheb-

lich vereinfacht werden, weil nur die Bestimmungen des jeweiligen Landes zur Anwendung kommen. 

Bei Bus- und Schiffslinien wird in den allermeisten Fällen eine territoriale Aufteilung der Abgeltung vor-

genommen (bspw. internationale Schiffslinien auf dem Genfersee). 

 

 
2 21.039 | Personenbeförderungsgesetz. Änderung | Geschäft | Das Schweizer Parlament 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210039#:~:text=Der%20Bundesrat%20hat%20an%20seiner,von%20Subventionen%20gesetzlich%20verankert%20werden.
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Auswirkungen: keine 

Buchstabe c (minimale Wirtschaftlichkeit): Übernommen mit der Präzisierung, dass neben der minima-

len Wirtschaftlichkeit auch eine minimale Nachfrage gegeben sein muss. Die bestehende Praxis, wo-

nach bei Angeboten, welche im Verhältnis zur Nachfrage zu gross sind («Überangebot»), eine Kürzung 

der Mitfinanzierung durch den Bund vorgenommen wird, soll dabei nicht geändert werden (siehe auch 

Artikel 8). 

Auswirkungen: keine 

Bisheriger Buchstabe d (Ganzjährigkeit): wird gestrichen und in Buchstabe a integriert. 

Neuer Buchstabe d (Vorgaben Qualität, Sicherheit, Stellung Beschäftigte): ohne Anpassung übernom-

men. 

Buchstabe e (direkter Verkehr): ohne Anpassung übernommen. 

Buchstabe f (Vorliegen Konzession, Bewilligung, Staatsvertrag): ohne Anpassung übernommen. 

Bisheriger Absatz 2 aARPV: Auf die Übernahme der Bestimmung, wonach die Kantone eine höhere 

Mindestzahl der ständigen Bevölkerung einer Ortschaft voraussetzen können als der Bund (100 Ein-

wohner), kann verzichtet werden, da mittlerweile in allen Kantonen die gleiche Voraussetzung gilt und 

ein Kanton gegebenenfalls eine solche Erhöhung in eigener Kompetenz vornehmen könnte. 

Auswirkungen: keine 

Neuer Absatz 2: ohne Anpassung übernommen von Artikel 6 Absatz 3 aARPV (ausser Aktualisierung 

Verweis auf Artikel 37 statt 20 aARPV). 

Absatz 3: ohne Anpassung übernommen von Artikel 6 Absatz 4 aARPV. 

3. Abschnitt: Angebot im regionalen Personenverkehr 

 

Artikel 8 Umfang des bestellten Angebotes 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 7 aARPV. 

Absatz 1: ohne Anpassung übernommen. 

Absatz 2: Die bisherige Bestimmung (Artikel 7 Absatz 2 aARPV) kann nicht wortgetreu umgesetzt wer-

den und wird hiermit an die Praxis angepasst. Aktuell werden Linien dann bestellt, wenn auf einem 

Teilstück mindestens 32 Personen pro Tag befördert werden, dabei wird aber nur das meistbelastete 

Teilstück betrachtet. Gemäss dem Wortlaut müsste aber eigentlich das schwächstbelastete Teilstück 

betrachtet werden, was aus zwei Gründen nicht sinnvoll ist. Erstens würde eine Betrachtung von meist- 

und schwächstbelasteten Teilstücken zu einer massiven Verkomplizierung des Verfahrens führen, da 

damit neu pro Linie mehrere Vorgaben zum Umfang bestehen und eingehalten werden müssten. Zwei-

tens befinden sich schwächstbelastete Teilstücke in der Regel an den Linienenden, selbst bei Linien 

mit an sich genügender Nachfrage kann es vorkommen, dass am Linienende eine sehr tiefe Nachfrage 

besteht und die Mindestvorgabe von 32 Personen nicht eingehalten werden kann, beispielsweise wenn 

sich die Wendeschlaufe ausserhalb der letzten bedienten Ortschaft befindet, was zu einer Kürzung der 

Mitfinanzierung des Bundes führen würde. Somit wird neu in der ARPV die Nachfrage auf dem meist-

belasteten Teilstück einer Linie berücksichtigt. 

Auswirkungen: Mit der Anpassung der Bestimmung ist keine Verschärfung der Praxis verbunden.  
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Absatz 3: mit sprachlichen Anpassungen übernommen.  

Absatz 4 Buchstabe a: Gemäss Botschaft zur Änderung des PBG (Reform RPV) soll für die Festlegung 

vom Umfang des bestellten Angebots (inkl. allfällige «Überangebote») zusätzlich zur Nachfrage, wofür 

seit längerer Zeit eine Angebot-Nachfrage-Tabelle verwendet wird, neu auch die wirtschaftliche Situa-

tion der einzelnen Linien berücksichtigt werden. Die Bestimmungen werden daher mit der Präzisierung, 

dass neben einer genügenden Auslastung auch eine genügende Wirtschaftlichkeit berücksichtigt wer-

den soll, ergänzt. Liegt das von den Kantonen gewünschte Angebot über diesen Vorgaben, so wird 

von einem Überangebot gesprochen, das von den Kantonen allein zu finanzieren ist. Die Optimierung 

dieser Kriterien soll insbesondere bei Agglomerationslinien den grossen Abstimmungsaufwand zwi-

schen Bund und den betroffenen Kantonen reduzieren sowie eine Mitfinanzierung des Bundes für das 

gesamt Angebot bei Linien mit genügend hohem Kostendeckungsgrad sicherstellen. Bei Angeboten 

der Grunderschliessung bis zu 18 Kurspaaren sind Überangebote eher die Ausnahme. Damit wird der 

Weiterbetrieb der bestehenden Linien in Rand- oder Bergregionen sichergestellt. 

Buchstabe b: wird analog Artikel 31a Absatz 1 Buchstabe c PBG rein sprachlich angepasst. 

Auswirkungen: Aufgrund der Präzisierung bei Buchstabe a soll die Anzahl Fälle mit nicht vollständiger 

Beteiligung des Bundes an der Bestellung insgesamt reduziert werden  

Absatz 5: ohne Anpassung übernommen. 

Absatz 6: ohne Anpassung übernommen.  

Absatz 7: Übernommen von Artikel 7 Absatz 7 aARPV mit der Präzisierung, dass «Überangebote» 

durch die Kantone als «Angebotsverbesserungen» gemäss Artikel 28 Absatz 4 PBG zu bestellen und 

finanzieren sind. An der bisherigen Praxis ändert sich damit nichts. 

Absatz 8: wie unter Absatz 4 aufgezeigt, soll die bestehende Praxis überprüft werden. Neu soll die kon-

krete Umsetzung in einer Richtlinie (voraussichtlich in der bestehenden Richtlinie BAV (Guidance) Be-

stellung RPV) festgelegt werden. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 9 Ermittlung der Nachfrage 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 8 aARPV. 

Artikel 10 Qualität der Angebote  

Aktuelle Bestimmung: Artikel 9 aARPV. 

Absatz 1: Das Qualitätsmesssystem RPV (QMS RPV) wurde entwickelt und ist mittlerweile etabliert. 

Die Bestimmung wird daher entsprechend angepasst. Das BAV misst die Qualität der Leistungen im 

gemeinsam bestellten RPV durch das QMS RPV und veröffentlicht die Ergebnisse. Kantone und TU 

werden in die Umsetzung und Weiterentwicklung einbezogen. 

Absatz 2: Die Ergebnisse des QMS RPV sind durch die TU jährlich in einem Qualitätsbericht bzw. in 

mehreren Qualitätsberichte je nach Verkehrsarten oder Regionen bei den nationalen TU zu kommen-

tieren, nötigenfalls sind den Bestellern Massnahmen zur Verbesserung der Qualität vorzuschlagen. 

Absatz 3: Die in den Qualitätsberichten der TU vorgeschlagenen Massnahmen zur Verbesserung der 

Qualität werden zwischen TU und Bestellern diskutiert und danach in die Angebots- oder Zielvereinba-

rungen aufgenommen. 
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Auswirkungen: keine 

4. Abschnitt: Ausschreibung und Vergabe 

 

Artikel 11 Ausschreibungsplanung 

Mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 27 aARPV. 

Artikel 12 Schwellenwerte 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 27a aARPV. 

Materiell wird keine Änderung vorgenommen, formell wird der Verweis auf das neue Bundesgesetz 

über das öffentliche Beschaffungswesen (in Kraft seit dem 1. Januar 2021; BöB; SR 172.056.1) aktua-

lisiert. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 13 Neues Angebot in einem bestehenden regionalen Netz 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 27b aARPV. 

Artikel 14 Ausschreibung mit mehreren beteiligten Kantonen 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 27d aARPV (ausser sprachliche Anpassung und Aktualisie-

rung Verweise auf andere Verordnungsbestimmungen). 

Artikel 15 Ausschreibungsverfahren 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 27e aARPV. 

Die Absätze 1-6 werden ohne Anpassung übernommen (ausser sprachliche Anpassungen). 

Absatz 7 wird gestrichen. Auszuweisen sind in den Ausschreibungsofferten in jedem Fall immer sowohl 

die Kosten als auch die ungedeckten Kosten, d.h. nach Abzug der erwarteten Erlöse. Die bisherige Be-

stimmung war unglücklich formuliert. Neu wird als Ersatz in Artikel 19 eine Bestimmung aufgenommen, 

die besagt, dass die Besteller festlegen, ob sie die geplanten Kosten und Erlöse (Nettoausschreibung) 

oder nur die geplanten Kosten (Bruttoausschreibung) bewerten. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 16 Vergütung 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 27f aARPV. Gemeint ist eine separate Vergütung, zusätz-

lich zu den Abgeltungen. 

Artikel 17 Teile und Kombinationen des Angebots, Unternehmensvarianten 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 27g aARPV. 

Artikel 18 Öffnung der Ausschreibungsofferten 

Mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 27h aARPV und Aktualisierung Verweis auf 

Artikel 17 statt 27g aARPV. 



 

 

 

12/38 

BAV-D-0A8A3401/176 

Aktenzeichen: BAV-010.0-3/5/1/4   

Artikel 19 Bereinigung und Bewertung der Ausschreibungsofferten 

Absätze 1-3 mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 27i aARPV.  

In einem neuen Absatz 4 wird bestimmt, dass die Besteller festlegen müssen, ob sie die Kosten (Brut-

toausschreibung) oder die ungedeckten Kosten (Nettoausschreibung) bewerten (siehe auch Erläute-

rungen zu Artikel 15). 

Auswirkungen: keine 

Artikel 20 Vergabeabsicht und Vergabeentscheid 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 27c, 27i Absatz 4 und 27j aARPV 

Bisheriger Artikel 27c Absatz 1 wird ersatzlos gestrichen, da die Inhalte bereits in Artikel 12 VPB ent-

halten sind. Eine Wiederholung in der ARPV ist daher weder nötig noch sinnvoll. 

Titel wird aufgrund der neuen Inhalte der Bestimmung entsprechend geändert. 

Absatz 1: mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 27i Absatz 4 aARPV.  

Absatz 2: in einer vereinfachten Form, ohne inhaltliche Anpassung, übernommen von Artikel 27c Ab-

satz 2 aARPV. 

Absatz 3: ohne Anpassung übernommen von Artikel 27c Absatz 3 aARPV. 

Absatz 4: mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 27j aARPV. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 21 Abbruch des Ausschreibungsverfahrens 

Mit sprachlicher Anpassung übernommen von Artikel 27k aARPV. 

Artikel 22 Veröffentlichung 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 27l aARPV. 

Im Absatz 1 wird präzisiert, dass die Veröffentlichungen durch das BAV erfolgen. 

Absatz 2 ohne Anpassung übernommen. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 23 Wechsel des beauftragten Unternehmens 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 28 aARPV. 

Da ein Teil der bisherigen Bestimmung in der aARPV neu auf Stufe Gesetz in Artikel 32l PBG geregelt 

wird, kann die Bestimmung in der ARPV auf den bisherigen Absatz 2 beschränkt werden. 

Auswirkungen: keine 
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5. Abschnitt: Zielvereinbarungen 

 

Artikel 24 Grundsätze 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 24 aARPV.  

Absatz 1 wird so geändert, dass eine Muss- statt Kann-Formulierung eingeführt wird, was dem neuen 

Artikel 31ater des PBG entspricht. 

Um die Zielvereinbarungen zu harmonisieren, wird eine grundsätzliche Laufzeit von 4 bis 6 Jahren ein-

geführt, wie es der ursprünglichen Botschaft der RPV-Reform entspricht. Es wird jedoch möglich sein, 

Zielvereinbarungen für längere Zeiträume abzuschliessen, insbesondere für Zielvereinbarungen im An-

schluss an eine Ausschreibung (in Verbindung mit dem Artikel 26 ARPV). 

Absatz 2 wurde ohne Anpassung übernommen. 

Bisheriger Absatz 3 aARPV wird gestrichen, da dieses Element keinen Mehrwert hat und die Umset-

zung von Zielvereinbarungen erschwert. 

Mit neuem Absatz 3 wird eine Grundlage für die Möglichkeit geschaffen, bei Zielvereinbarungen vom 

Prinzip der geplanten ungedeckten Kosten abzuweichen (in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 Buch-

stabe c ARPV). 

Auswirkungen: Die Verbreitung von Zielvereinbarungen, die im neuen PBG vorgesehen sind, wird er-

leichtert und umgesetzt.  

Aufhebung Artikel 25 aARPV Inhalt der Zielvereinbarungen 

Bestimmungen sind neu im Art. 31ater PBG geregelt, daher keine Bestimmung mehr in der ARPV not-

wendig. 

Artikel 25 Ausnahmen 

Art. 31ater des neuen PBG sieht in Absatz 3 explizit Ausnahmefälle vor, in denen keine Zielvereinba-

rung abgeschlossen werden muss. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch in diesen Ausnahmefällen 

durchaus Zielvereinbarungen abgeschlossen werden können, jedoch besteht keine Pflicht dazu. 

Bei der konkreten Regelung dieser Ausnahmefälle wurden wirtschaftliche und praktische Erwägungen 

berücksichtigt: Zum einen muss der nicht unerhebliche Aufwand, der mit dem Abschluss einer Zielver-

einbarung verbunden ist, in einem angemessenen Verhältnis zum erwarteten Nutzen stehen. Anderer-

seits sollten die Ausnahmeregeln klar und einfach anwendbar sein.  

Im neuen Artikel 25 Buchstabe a wird eine Ausnahme für Seilbahnen und Schiffe bestimmt. Erstens 

sind Seilbahnen und Schifffahrtswesen hinsichtlich ihres Abgeltungsvolumens im RPV von marginaler 

Bedeutung. Zweitens, liegen für Seilbahnen und Schifffahrtslinien weniger Daten bzw. Kennzahlen vor 

als Grundlage für die Definition der Ziele; insbesondere fehlt ein Instrument für einen systematischen 

Kostenvergleich (Benchmark-Analyse). Darüber hinaus werden Seilbahnen und Schifffahrtswesen 

auch in anderen Bereichen in der Praxis und/oder im Gesetz anders behandelt als Bus oder Bahn. 

Buchstabe b bestimmt eine Ausnahme für grenzüberschreitende Angebote, denn bei solchen Linien 

sind unter Umständen auch ausländische Besteller tangiert, welche nicht zum Abschluss einer Zielver-

einbarung verpflichtet werden können. 
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Mit Buchstabe c wird davon ausgegangen, dass sich für TU mit einem geringen Abgeltungsvolumen im 

RPV der Aufwand für den Abschluss einer Zielvereinbarung in vielen Fällen nicht lohnt (Bagatellklausel 

analog zu anderen Bereichen, z. B. im Vergaberecht). Die Festlegung des Schwellenwertes erfolgte 

auf Basis der geschätzten Kosten (Aufwand seitens Besteller und TU) für den Abschluss einer Zielver-

einbarung und deren Nutzen (z.B. Qualitätssteigerung, Kostenreduktion etc.). Der Bezug auf das 

ganze TU ermöglicht eine einfache und klare Anwendung. 

Buchstabe d: Weitere Sonderfälle sind denkbar, beispielweise für TU oder Angebote mit besonderen 

Finanzierungsmodi. Temporäre Ausnahmen sind auch denkbar, um eine flexiblere Umsetzung der Ziel-

vereinbarungspflicht in der Praxis zu ermöglichen. Darüber hinaus sollen für Linien, welche zur Aus-

schreibung vorgesehen sind, keine Zielvereinbarungen abgeschlossen werden müssen. Diese mögli-

chen weiteren Ausnahmen werden mit dieser Buchstabe d Rechnung getragen. 

Auswirkungen: Die im neuen PBG vorgesehenen Ausnahmen sind definiert. Damit wird die Verhältnis-

mässigkeit dieser Vorgaben sichergestellt.   

Artikel 26 Zielvereinbarung nach einer Ausschreibung 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 27m aARPV. 

Zur Vereinfachung wird auf das Instrument der Vergabevereinbarung verzichtet, neu schliessen die 

Besteller nach einer Ausschreibung eine Zielvereinbarung mit dem TU ab, daher wird der Begriff 

«Vergabevereinbarung» durch «Zielvereinbarung» ersetzt. Inhaltlich wurden die Bestimmungen an-

sonsten ohne Anpassung übernommen. Artikel 27m Absatz 1 aARPV kann ersatzlos gestrichen wer-

den, da dies bereits in Artikel 32k PBG geregelt wird. 

Absatz 1: Präzisierung, dass die Bestimmungen von Artikel 26 nur für Zielvereinbarungen nach einer 

Ausschreibung anwendbar sind. 

Absatz 2: Analog zu den Artikeln 15 und 19 wird es präzisiert, dass es sich um eine Netto- oder Brutto-

ausschreibung handeln kann.  

Absatz 3: ohne Anpassung übernommen. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 27 Bonus-Malus-System 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 26 aARPV. 

Der aktuelle Absatz 1 wird nicht übernommen, da neu in Artikel 31ater Absatz 2 Buchstabe d PBG gere-

gelt ist.  

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 26 Absatz 2 aARPV. 

Absatz 2: Die bisherige Bestimmung war unklar formuliert. Wie die TU Boni resp. Mali verbuchen, soll 

ihnen überlassen werden. Präzisiert werden muss, dass ein allfälliger Bonus frei verwendet werden 

darf und nicht in die Gewinnverwendung nach Artikel 36 PBG einfliesst und ein Malus entsprechend 

auch nicht der Spezialreserve nach Artikel 36 PBG entnommen werden darf. Ein Malus kann aber bei-

spielsweise aus frei verwendeten Überschüssen der Vorjahre finanziert werden.  

Absatz 3:  Ohne Anpassung übernommen von Artikel 26 Absatz 4 aARPV. 

Auswirkungen: keine 
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6. Abschnitt: Bestellverfahren 

 

Artikel 28 Termine und Ablauf 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 11 aARPV. 

Bestehender Absatz 1 wird gestrichen. Die Periodizität des Bestellverfahrens wird bereits in Artikel 31b 

PBG festgelegt, wobei der Begriff «Fahrplanperiode» nicht mehr benutzt wird. In der Praxis ändert sich 

damit nichts. 

Neue Absätze 1 und 2: übernommen von Artikel 11 Absätze 2 und 3 aARPV mit der Ergänzung, dass 

den TU genügend Zeit für die Erarbeitung der Offerten einzuräumen ist, dies im Sinne einer Sicherstel-

lung der ausreichenden Qualität der Offerten. 

Auswirkung: keine 

Aufhebung Artikel 13 aARPV Regionale Zusammenarbeit 

Artikel 13 aARPV wird nicht übernommen. Die regionale Zusammenarbeit bei der Planung der Ange-

bote, insbesondere der Entwicklung der Eisenbahninfrastruktur, wird in Artikel 48d EBG geregelt.  

Auswirkung: keine 

Artikel 29 Finanzielle Vorgaben 

Grundsätzlich übernommen von Artikel 14 aARPV. Ersatz von «Zahlungsrahmen» durch «Verpflich-

tungskredit» analog Artikel 30a PBG. Da der Bund nur Angebote, welche die Kriterien erfüllen mitbe-

stellt und diese Angebote Teil des «Bedarfs» gemäss Absatz 2 sind, erübrigt sich eine Bestimmung zur 

Verteilung allfälliger verbleibender Mittel. 

Aufhebung Artikel 15 aARPV Eigenkapitalverzinsung 

Die Eigenkapitalverzinsung ist neu in Artikel 35a PBG explizit geregelt. Eine zusätzliche Regelung auf 

Stufe Verordnung ist nicht notwendig, der Artikel 15 aARPV wird nicht übernommen.  

7. Abschnitt: Offerten 

 

Artikel 30 Aufforderung zur Offertstellung 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 16 aARPV. 

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 16 Absatz 1 aARPV. 

Bisheriger Absatz 2 wird nicht übernommen, da neu mit allen TU Zielvereinbarungen abgeschlossen 

werden. 

Absatz 2: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 16 Absatz 3 aARPV. 

Absatz 3: Übernommen von Artikel 16 Absatz 4 aARPV (erster Satz).  

Absatz 4: Übernommen von Artikel 16 Absatz 4 (zweiter Satz). Materiell ergibt sich keine Änderung, 

auch weiterhin ist das Einreichen einer Offerte nur für ausgeschriebene Leistungen verbindlich. Da 



 

 

 

16/38 

BAV-D-0A8A3401/176 

Aktenzeichen: BAV-010.0-3/5/1/4   

der Begriff «Vergabevereinbarung» nicht mehr verwendet wird, wird dieser durch «Zielvereinbarung» 

ersetzt. 

Absatz 5: Mit sprachlicher Anpassung übernommen von Artikel 16 Absatz 5 aARPV 

Auswirkungen: keine 

Artikel 31 Offerteinreichung 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 17 aARPV. 

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 17 Absatz 1 aARPV. 

Absatz 2 wird mit einem Verweis auf die Definition des Begriffs «Linie» in der VPB ergänzt. Zudem 

können Linien nicht nur zusammengefasst, sondern auch unterteilt werden (sogenannte «Offertli-

nien»). Ebenfalls als Offertlinie würden separate Bestellungen einzelner allgemeinen Kosten z.B. für 

den Verkauf und Vertrieb gemäss Artikel 32 Absatz 3 ARPV gelten. Da diese Festlegung heute in der 

Praxis durch das BAV erfolgt, wird präzisiert, dass das BAV diese Vorgabe machen kann und nicht wie 

bisher die Besteller. Nach Linien zu gliedern ist primär die Planrechnung. Andere Bestandteile der Of-

ferte, wie bspw. der Investitionsplan oder die Übersicht über die eingesetzten Fahrzeuge sind für die 

gesamte Sparte gültig und nicht pro Linie zu erstellen.  

Absatz 3: Übernommen von Artikel 17 Absatz 3 aARPV mit folgenden Anpassungen: 

- c: Streichen von «Vergabevereinbarung». 

- d: Dank der neuen Pflicht, Zielvereinbarungen abzuschliessen, wird die Einreichung eines Mit-

telfristplans nicht mehr zwingend sein, sofern die Entwicklung der Erlöse, Kosten und Abgel-

tungen in der Zielvereinbarung verfügbar ist. Mittelfristpläne bleiben daher für TU ohne Zielver-

einbarungen weiterhin Teil der Offerten. 

- f: Streichen der Berechnung der Trassenpreise, da diese Berechnung neu Bestandteil der 

Planrechnung ist (siehe Anhang 1). 

- i. neu sind die Qualitätsberichte als Bestandteil der Offerte einzureichen. 

- j. neu sind bei den betroffenen TU Angaben zu Kosten und Erlösen im Zusammenhang mit his-

torischem Rollmaterial einzureichen. 

- Bisherige Buchstaben j. und k. werden nicht übernommen, da diese Angaben nicht zwingend 

mit jeder Offerte eingereicht werden sollen und bei Bedarf gemäss Absatz 5 durch die Bestel-

ler zusätzliche verlangt werden können. Damit reduziert sich der Aufwand für die TU. 

 

Der bisherige Absatz 3bis wird nicht übernommen. Die Differenzierung der einzureichenden Offertunter-

lagen je nachdem, ob eine Ausschreibung stattgefunden hat oder nicht, hat sich nicht bewährt. Weiter-

hin kann im Rahmen der Ausschreibung festgelegt werden, welche Unterlagen zu welchem Zeitpunkt 

einzureichen sind. 

Absatz 4: Neu sollen die Offerten und Ist-Rechnungen durch die TU einheitlich eingereicht werden 

(neu Datenplattform). Diese neue technische Lösung wird aktuell erarbeitet. Die neue Bestimmung in 

Absatz 4 gibt dem BAV die Möglichkeit, die Verwendung der neuen Datenplattform verbindlich festzu-

legen (für die Ist-Rechnung besteht in Artikel 66 Absatz 4 ARPV eine analoge Bestimmung). 

Absatz 5: Übernommen von Artikel 17 Absatz 4 aARPV, wobei die Inhalte aktualisiert wurden. Der 

Qualitätsbericht ist neu zwingender Bestandteil der Offerten (für diejenigen TU, die einen Qualitätsbe-

richt erstellen müssen), dagegen werden die nicht mehr zwingend einzureichenden Unterlagen zum 

Verkauf und zum Tarif in Absatz 4 aufgeführt. 

Auswirkungen: der Umfang der einzureichenden Unterlagen reduziert sich leicht. 
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Artikel 32 Planrechnung 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 14-18 RKV, Artikel 29 Absatz 5 aARPV.  

Die aktuelle Bestimmung wird neu gegliedert. Die neuen Absätze 1 und 2 regeln die Grundsätze der 

anzuwendenden Prinzipien, die Absätze 3 und 4 die Struktur der Planrechnung. 

Absatz 1: Teilweise übernommen von Artikel 14 Absatz 1 RKV. Die bisher bereits geltenden Leistungs- 

und Verursacherprinzipien sowie das Prinzip der Vollkostenrechnung gelten weiterhin. 

Absatz 2: Pro Offertlinie sind Kosten, Erlöse und Abgeltungen separat auszuweisen. Die Planrechnung 

muss dabei nur die gemeinsam bestellten Angebote des RPV umfassen, nicht aber vom Bund nicht 

mitbestellte Linien oder Nebengeschäfte. Die Offerten der vom Bund nicht mitbestellten Linien sind den 

jeweiligen Bestellern einzureichen, dies wird auch mittels der neuen Datenplattform möglich sein. Die 

aktuell in den Artikeln 16-18 RKV geregelte Mindestgliederung von Kosten, Erlösen und Abgeltungen 

wird im neuen Anhang 1 geregelt. Die Gliederung in Anhang 1 entspricht der im Rahmen der 

«Guidance» erarbeiteten Kalkulationsstruktur der zukünftigen Datenplattform und ist für alle TU ver-

bindlich. 

Absatz 3: Übernommen von Artikel 29 Absatz 5 aARPV, wobei nicht nur der Verkauf und Vertrieb als 

eigenständiges Angebot abgegolten werden könnte, sondern auch weitere Leistungen wie bspw. Si-

cherheitsdienste oder Projekte. Neu sollen daher zusätzlich zu den einzelnen Offertlinien nach Fahr-

plan auch für allgemeine Kosten (gemäss Botschaft zur Änderung des PBG: funktionale Bestellung 

übergeordneter Kostenblöcke) Offertlinien für die Gesamtkosten dieser weiteren Leistungen der Sparte 

RPV verlangt werden können. Damit können allgemeine Kosten sowie deren finanzielle Veränderun-

gen einfacher identifiziert werden und mit den TU einfacher diskutiert oder verhandelt werden und ge-

gebenenfalls als eigenständige Offertlinie ausserhalb der Offertlinien nach Fahrplan bestellt und finan-

ziert werden.  

Absatz 4: Übernommen von Artikel 17 Absatz 5 RKV, mit Aktualisierung des Verweises auf VPB 

Absatz 5: Nach Artikel 35a Absatz 2 PBG erlässt der Bundesrat weitere Bestimmungen über die Anre-

chenbarkeit von Kosten und Erlösen. Diese Bestimmungen werden in Form einer Richtlinie des BAV 

(«Guidance») zur Anrechenbarkeit von Kosten erlassen, wofür hier dem BAV die Kompetenz erteilt 

wird. 

Artikel 17 Absatz 3 RKV wird aufgehoben, da dieser vor allem die Sparte Ortsverkehr, welche vom 

Bund nicht mitbestellt wird, betrifft.  

Auswirkungen: Dank der neuen Richtlinie BAV (Guidance) Anrechenbarkeit von Kosten sollen nach 

einer Übergangszeit weniger Diskussionen zwischen Bestellern und TU über die Anrechenbarkeit von 

Kosten in den abgeltungsberechtigten Sparten nötig sein. Mit der Mindestgliederung, welche sowohl 

für die Planrechnung (Plan-Werte) wie die Linienerfolgsrechnung (Ist-Werte) gilt, werden Abweichungs-

analysen zwischen Plan und Ist aussagenkräftiger sein. Allgemeine Kosten (übergeordnete Kostenblö-

cke) werden lediglich separat aber nicht zusätzlich bestellt. Somit gibt es mit den Änderungen keine 

bedeutenden finanziellen Auswirkungen.  

Artikel 33 Historisches Rollmaterial 

Nach Artikel 28 Absatz 1ter gehören Kosten betreffend das historische Rollmaterial zu den ungedeckten 

Kosten gemäss Planrechnung. Zur Präzisierung wird in Absatz 1 festgelegt, dass nur die ungedeckten 

Kosten geltend gemacht werden können, allfällige Erlöse wie Fahrausweiseinnahmen bei Sonderfahr-

ten oder Spenden sind als Nebenerlöse anzurechnen. Weiter können nur Kosten für Rollmaterial des 

RPV angerechnet werden und nicht bspw. Kosten von Fernverkehrs- oder Güterfahrzeugen. 



 

 

 

18/38 

BAV-D-0A8A3401/176 

Aktenzeichen: BAV-010.0-3/5/1/4   

In den Offerten sind die nötigen Angaben zum historischen Rollmaterial einzureichen (Artikel 31 Absatz 

3 Buchstabe j ARPV), in der Planrechnung sind die Kosten separat auszuweisen (Anhang 1 ARPV) 

Absatz 2: Damit sowohl für die Besteller als auch für die TU Sicherheit besteht, sollen der Umfang 

(welche Fahrzeuge) des Erhalts und der Betrieb (Einsatz für Sonderfahrten) in den mehrjährigen Ziel-

vereinbarungen geregelt werden. 

Artikel 34 Mittelfristplan 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 20 RKV, ausser dass die Präzisierung, wonach es sich um 

den Mittelfristplan für die Sparte regionaler Personenverkehr handelt, weggelassen werden kann.  

Artikel 35 Nebenerlöse und Nebengeschäfte 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 29 Absätze 8 und 9 aARPV, Artikel 2 und 16 Absatz 3 RKV. 

Absatz 1 gibt vor, dass die Nebenerlöse der Sparte RPV, wenn sie untrennbar sind, immer zur Sparte 

RPV dazu gehören. Sie müssen entsprechend separat ausgewiesen werden, gemäss der Gliederung 

der Planrechnung sowie der Linienerfolgsrechnung. 

Absatz 2: Nebengeschäfte sind nicht Bestandteil der Offerten, sondern Leistungen, die eigenwirtschaft-

lich erbracht werden und deren finanziellen Ergebnisse entsprechend durch die Unternehmen frei ver-

wendet werden können.  

Absatz 3: Bei Leistungen, die mit Ressourcen erbracht werden, die sowohl für die abgegoltenen Ange-

bote als auch für diese Leistungen verwendet werden, muss durch das TU in Absprache mit den Be-

stellern entschieden werden, ob diese Leistungen als separates Nebengeschäft geführt werden oder 

ob sie als Nebenerlöse in die Offerten integriert werden sollen. Dies wird in einer Zielvereinbarung fest-

gelegt.  

Absatz 4: Diese Richtlinie dient der Klärung der teils unterschiedlich verwendeten Begriffe Nebenerlöse 

und Nebengeschäfte. Die Unterscheidung von Nebenerlösen und Nebengeschäften ist im Zusammen-

hang mit abgeltungsberechtigten Sparten von Bedeutung. Sie ist durch alle TU und ISB, die in den 

Sparten RPV oder Eisenbahninfrastruktur tätig sind und Nebenerlöse generieren oder ein Nebenge-

schäft betreiben, anzuwenden sein. 

 

Bisheriger Artikel 29 Absatz 9 aARPV wird aufgehoben, da die Bestimmungen bereits Teil von Artikel 8 

(Angebote) bzw. 35 (Nebenerlöse) ARPV sind. 

 

Artikel 36 Investitionen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 19 aARPV. 

Absätze 1-5: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 19 Absätzen 1-5 aARPV. 

Absatz 6: Neu wird explizit festgelegt, dass die Voraussetzungen und der Prozess für die Zustimmung 

der Besteller zu einer Investition, in einer Richtlinie des BAV zu regeln sind. Heute besteht zu diesem 

Zweck eine Wegleitung des BAV. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 37 Kennzahlen und systematischer Vergleich der bestellten Angebote 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 20 aARPV. 
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Absatz 1 wurde von Artikel 20 übernommen, das BAV berechnet aufgrund der Offerten und der Ist-

Rechnungen finanzielle Kennzahlen der einzelnen Linien.  

Absatz 2: Neben der Berechnung der Kennzahlen führt das BAV auch einen systematischen Vergleich 

der bestellten Angebote durch («Benchmark»). Das im 2021 mit externer Unterstützung und in Zusam-

menarbeit mit den Kantonen entwickelte nationale Benchmarking-Instrument basiert auf einem Kosten-

modell. Dieses Modell erlaubt einen einfachen, aber dennoch differenzierten Kostenvergleich der von 

den TU in der Schweiz erbrachten Bus- und Bahnleistungen des öffentlichen Verkehrs. Es ist aktuell 

anwendbar für «reguläre» Dieselbus- und Bahn-Linien. Spezielle Linien wie Nachtangebote, Seilbah-

nen, Schiffe, Elektrobus-, Trolleybus- oder Tramlinien werden aktuell nicht beurteilt (ungenügende Da-

tenlage). 

Absatz 3: Die Ergebnisse der Berechnungen des BAV werden Kantonen und TU zur Verfügung gestellt 

und veröffentlicht. 

Auswirkungen: Eine verlässliche und objektive Grundlage wurde geschaffen um die Effizienz der Leis-

tungserbringung besser zu beurteilen. 

Artikel 38 Prüfung der Offerten 

Übernommen von Artikel 18 aARPV mit sprachlicher Präzisierung. Eine spezielle Erwähnung der Fi-

nanzierungskosten ist nicht notwendig. Falls die unterschiedlichen Finanzierungskosten effektiv ein 

Grund für Abweichungen sind, wäre dies aus der Prüfung ersichtlich. 

8. Abschnitt: Angebotsvereinbarungen 

 

Artikel 39 Abschluss von Angebotsvereinbarungen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 21 aARPV. 

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 21 Absatz 1 aARPV. 

Absatz 2: Übernommen von Artikel 21 Absatz 2 aARPV mit dem Hinweis, dass diese Bestimmung nur 

bei Zielvereinbarungen nach einem Vergabeentscheid nach Artikel 26 (für ausgeschriebene Linien) gilt 

anstelle des nicht mehr verwendeten Begriffs «Vergabevereinbarung». 

Absatz 3: Übernommen von Artikel 21 Absatz 3 aARPV. Präzisierung, dass es sich hier um Zielverein-

barung mit fixierten Kosten oder Abgeltungen handelt, da ja neu mit allen TU Zielvereinbarungen abge-

schlossen werden. Wie bisher dient die Bestimmung dazu, den Bestellern ein Druckmittel gegenüber 

TU mit zu hohen ungedeckten Kosten zu geben. Diese TU sollen als Voraussetzung für eine weitere 

Bestellung verpflichtet werden können, ihre Kosten oder Abgeltungen in einer Zielvereinbarung ver-

bindlich festzulegen. 

Absatz 4: Die Bestimmung für den Fall, dass nicht genügend Mittel zur Verfügung stehen wird ange-

passt. Das Angebot ist zwischen Bestellern und TU neu festzulegen und damit auch die Offerten. 

Der bisherige Absatz 4 wird nicht übernommen. Die Dauer der Angebotsvereinbarung wird in der An-

gebotsvereinbarung selber festgelegt. Da bereits in Artikel 28 festgelegt ist, dass das Bestellverfahren 

für eine Fahrplanperiode durchgeführt wird, ist die Bestimmung überflüssig. 

Neuer Absatz 4: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 21 Absatz 5 aARPV. 

Auswirkungen: keine 
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Artikel 40 Vorbehalte 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 22 aARPV. 

Bisheriger Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen und auf die neuen Absätze 1 und 2 aufgeteilt. 

Bisheriger Absatz 2 wird nicht übernommen, eine Verrechnung von Rückerstattung mit den Abgeltun-

gen zukünftiger Perioden ist nicht zulässig. 

Artikel 41 Nachverhandlungen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 23 aARPV. 

Die Bestimmung wird vereinfacht, insbesondere wird auf eine Unterscheidung zwischen der Zeit vor 

und der Zeit nach dem Inkrafttreten einer Vereinbarung verzichtet. In beiden Fällen kann soll bei Zu-

stimmung aller Beteiligten, d.h. aller Besteller sowie des TU, eine Nachverhandlung vorgenommen 

werden können. 

9. Abschnitt: Anteile der Kantone und des Bundes an den Abgeltungen 

 

Artikel 42 Berechnung des interkantonalen Verteilschlüssels 

Absätze 1-4: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 29a aARPV. 

Absatz 5 wird als Vereinfachung gestrichen, da dieser Spezialfall in der Praxis nicht vorkommt.  

Artikel 43 Berechnung der Kantonsbeteiligungen 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 29b aARPV. 

Artikel 44 Maximale jährliche Abweichung vom Bundesanteil 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 29c aARPV. 

3. Kapitel: Angebote von nationaler Bedeutung, Tariferleichterungen und weitere Angebote 

 

Artikel 45 Angebote von nationaler Bedeutung 

In diesem Artikel wird neu explizit geregelt, dass der Bund Angebote von nationaler Bedeutung ge-

stützt auf Artikel 28 Absatz 3 PBG alleine ohne Beteiligung der Kantone bestellen kann. Während die 

Bestellung von Verkehrsangeboten alleine durch den Bund weiterhin nicht oder nur in temporären Aus-

nahmefällen vorgesehen ist, so bspw. wie während der Euro08, sollen zukünftig die Leistungen der be-

auftragten Organisationen (Systemführerinnen) nach der neuen vorgesehenen Verordnung über die 

Koordination des Verkehrs zur Bewältigung von Ausnahmesituationen (VKOVA)3 sowie Koordinations-

aufgaben bspw. im Rahmen des neuen CO2-Gesetzes für E-Busse durch den Bund aus dem RPV-

Kredit alleine abgegolten werden können. Mit den Leistungserbringern werden schriftliche Vereinba-

rungen abgeschlossen, wobei es sich bei den Leistungserbringern nicht zwingend um konzessionierte 

TU handeln muss. 

Auswirkungen: neue rechtliche Grundlage für Bestellungen des Bundes ohne Beteiligung der Kantone 

 
3 In Vernehmlassung vom 23. März 2023 bis 10. Juni 2023: Laufende Vernehmlassungen 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#UVEK
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Artikel 46 Koordination 

Absatz 1 ohne Anpassung übernommen von Artikel 30 aARPV. 

In Absatz 2 wird neu festgelegt, dass die weiteren Besteller (Kantone, Gemeinden) die Bestimmungen 

der ARPV zur Abgeltung und Rechnungslegung anwendbar erklären können für Bestellungen, an de-

nen sich der Bund nicht beteiligt. Für die Rechnungslegung bestand die Möglichkeit mit Artikel 1 Ab-

satz 3 RKV bereits.  

Artikel 47 Tariferleichterungen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 30 aARPV. 

Die Einschränkung, dass Tariferleichterungen nur bestellt werden können, wenn sie zu einer Verbes-

serung des Modal Splits führen, entfällt, da auch andere, bspw. sozialpolitische Ziele von Tariferleich-

terungen denkbar sind. Tariferleichterungen sind zwischen Besteller und TU oder Tarifverbünden zu 

vereinbaren und die Einnahmenausfälle sind zu entschädigen. 

Artikel 48 Tarifverbünde 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 32 aARPV. 

Präzisiert wird, dass bei der Einnahmenverteilung in Tarifverbünden auch die Fahrausweisstruktur be-

rücksichtigt werden muss, was bei der überwiegenden Mehrheit der Tarifverbünde heute bereits der 

Fall ist. Nur wenn die Fahrausweisstruktur erhoben wird und in die Verteilung der Einnahmen einfliesst, 

ist sichergestellt, dass unterschiedliche Anteile von Fahrausweisen mit hohen Erlösen pro Personenki-

lometer und solchen mit tiefen Erlösen angemessen berücksichtigt werden und damit das Verursacher-

prinzip eingehalten wird. In der Regel wird die Fahrausweisstruktur heute nicht jährlich, sondern meis-

tens alle 4-5 Jahre erhoben, was auch mit der neuen Bestimmung so weitergeführt werden kann. Eine 

häufigere Erhebung würde kaum zu relevanten zusätzlichen Erkenntnissen führen, den Aufwand für 

die TU und Verbünde aber deutlich erhöhen.  

Auswirkungen: Fahrausweisstrukturerhebungen sind in sämtlichen Tarif- und Verkehrsverbünden zwin-

gend durchzuführen.  

Die bisherigen Bestimmungen in den Buchstaben b. und c. werden nicht übernommen, da sie heute 

keine praktische Relevanz mehr haben. 

Für den Vergleich der Erlösniveaus der Verbünde mit dem nationalen direkten Verkehr hat das BAV 

mit externer Unterstützung ein Modell entwickelt und 2022 eingeführt.4 In Absatz 2 wird neu festgelegt, 

dass in Verbünden, deren Erlösniveau weniger als 80 % des Standardniveaus beträgt, eine Entschädi-

gung zu leisten ist und zwar für alle Verkehrsarten, d.h. sowohl für die abgegoltenen Verkehr wie den 

RPV als auch für eigenwirtschaftliche Verkehre wie den Fernverkehr. Die Entschädigung ist durch die 

Verursacher des tieferen Erlösniveaus zu finanzieren. Die Einnahmen im bestellten RPV dürfen durch 

diese Entschädigungen nicht geschmälert werden, d.h. es sind insbesondere keine Vorabzüge mehr 

möglich. 

Artikel 49 Befristete Angebotserweiterungen 

Mit sprachlicher Anpassung übernommen von Artikel 33 aARPV. 

 

 
4 Schreiben «Neues Modell: Entschädigung Verbundpreis-Niveau» vom 16.11.2022 
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4. Kapitel: Finanzhilfen 

1. Abschnitt: Bürgschaften  

 

Artikel 50 Grundsatz (Bürgschaften) 

Übernommen von Artikel 34 aARPV, Ersatz von «Bundesgarantie» durch «Bürgschaft» gemäss Artikel 

31 PBG. 

Artikel 51 Voraussetzungen und Auflagen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 35 aARPV 

Ersatz von «Bundesgarantie» durch «Bürgschaften» gemäss Artikel 31 PBG und Anpassung Verweis 

auf Artikel 36 ARPV statt 19 aARPV. 

Absatz 2: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 35 Absatz 2 aARPV. 

Aktuell werden Voraussetzungen und Prozess der Bürgschaftsgewährung in einer Wegleitung präzi-

siert. Der neue Absatz 3 bestimmt, dass dies zukünftig in Form einer Richtlinie zu erfolgen hat. Es han-

delt sich dabei um die gleiche Richtlinie, die auch die Zustimmung der Besteller zu Investitionen ge-

mäss Artikel 36 regelt. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 52 Zuständigkeit 

Übernommen von Artikel 36 Absatz 1 aARPV, Ersatz von «Bundesgarantie» durch «Bürgschaft» ge-

mäss Artikel 31 PBG. 

Bisheriger Absatz 2 wird aufgehoben. Die Frist für die Beantragung einer Bürgschaft wird neu in der 

Richtlinie des BAV nach Artikel 51 Absatz 3 festgelegt. 

2. Abschnitt: Umwandlung und Sistierung der Rückzahlung von Darlehen 

 

Artikel 53 Grundsatz (Umwandlung Darlehen, Sistierung von Rückzahlungen) 

Übernommen von Artikel 37 Absatz 2 aARPV, ergänzt mit Verweis auf Art. 31 Absatz 4 PBG, welcher 

die Umwandlung bestehender bedingt rückzahlbarer Darlehen zum Inhalt hat 

Bisheriger Absatz 1 wird aufgehoben, da diese Bestimmung bereits in Artikel 31 Absatz 3 PBG gere-

gelt ist. 

Artikel 54 Voraussetzungen und Auflagen 

Mit sprachlichen Anpassungen und Aktualisierung des Verweises auf Artikel 36 statt 19 aARPV über-

nommen von Artikel 38 aARPV. 

Artikel 55 Antragsstellung 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 39 aARPV. 

Artikel 56 Umwandlungs- oder Sistierungsvereinbarung 
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Mit sprachlichen Anpassungen übernommen von Artikel 40 aARPV. 

3. Abschnitt: Beiträge für Innovationen sowie für Investitionen von Seilbahnunternehmen  

 

Artikel 57 Innovationen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 41 aARPV 

Die Änderungen des Artikels basieren mehrheitlich auf der Botschaft zur Änderung des PBG (Reform 

RPV), wobei Artikel 57 neu nur noch die Innovationen betrifft. 

Absatz 1: Gemäss Artikel 28 PBG können neu A-fonds-perdu-Beiträge zur Innovationsförderung dem 

Regionalverkehr, dem Ortsverkehr, dem Fernverkehr und Leistungen ohne Erschliessungsfunktion zu-

gutekommen. 

Absatz 2: Die Voraussetzungen und der Prozess der Vergabe werden in einer neuen Richtlinie des 

BAV für das Förderprogramm festgelegt. 

Auswirkungen: Es können neu nicht mehr nur Innovationen der Sparte RPV, sondern des ganzen öf-

fentlichen Verkehrs finanziell unterstützt werden. Die finanziellen Mittel dafür verändern sich aber nicht. 

Artikel 58 Investitionen von Seilbahnunternehmen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 42 aARPV 

Absatz 1: Übernommen mit sprachlichen Anpassungen, wobei die Bestimmung, wonach Beiträge nur 

gewährt werden, wenn die Investitionen nicht aus Abschreibungsmittel finanziert werden können, nicht 

übernommen wird. Die Beiträge des Bundes aus dem Bahninfrastrukturfonds (BIF) belaufen sich ge-

mäss Artikel 38 Absatz 2 KPFV auf 50 % der Investition, unabhängig von allfälligen Eigenmitteln der 

TU. Diese sind für die Finanzierung von nicht mittels BIF-Beiträgen finanzierten Investitionen zu ver-

wenden.  

Absatz 2: Die Voraussetzungen und der Prozess zur Finanzierung von Investitionen abgegoltener Seil-

bahnen werden neu in Form einer Richtlinie des BAV («Guidance») erlassen werden. 

Auswirkungen: keine 

Aufhebung Artikel 43-46 aARPV 

Ausser den in Artikel 58 geregelten Beiträgen für Investitionen von Seilbahnen gewährt der Bund keine 

weiteren Beiträge oder Darlehen für Investitionen der Sparte RPV mehr. Die Bestimmungen der Artikel 

43 bis 46 aARPV werden entsprechend nicht übernommen. 

5. Kapitel: Rechnungslegung 

1. Abschnitt: Grundsätze 

 

Artikel 59 (Rechnungslegung: Grundsätze) 

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 4 Absatz 1 RKV. 
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Absatz 2: Nach Artikel 35 Absatz 4 PBG bezeichnet das BAV das für die Rechnungslegung anzuwen-

dende Regelwerk. Diese Festlegung soll in Form einer Richtlinie erfolgen, dabei sollen auch Ausnah-

men für Fälle vorgesehen werden, bei denen keine Vorgaben gemacht werden sollen (bspw. ausländi-

sche Unternehmen oder Kleinstunternehmen). Es muss sich um einen Standard nach Artikel 1 Absatz 

1 der Verordnung über die anerkannten Standards zur Rechnungslegung (VASR; SR 221.432) han-

deln. Das BAV kann festlegen, welcher Standard anzuwenden ist. 

Auswirkungen: Mit den Ausnahmen wird die Verhältnismässigkeit dieser Vorgaben sichergestellt.  

2. Abschnitt: Betriebskosten- und Leistungsrechnung 

 

Artikel 60 (Betriebskosten und- Leistungsrechnung) 

Aktuelle Bestimmungen: Artikel 29 aARPV, Artikel 13-15 RKV 

Absatz 1: Übernommen von Artikel 29 Absatz 1 aARPV, wobei die Bestimmung statt für TU mit abgel-

tungsberechtigten Verkehrsangeboten für TU mit gemeinsam bestelltem regionalen Personenverkehr 

Anwendung findet.  

Absatz 2: Übernommen von Artikel 29 Absatz 6 aARPV. 

Absatz 3: Ohne Anpassung übernommen Art. 13 Abs 1 RKV. 

Absatz 4: Übernommen von Artikel 14 Absatz 2 RKV mit sprachlichen Anpassungen sowie von Artikel 

15 Absatz 1 RKV ohne Anpassung. Eine detaillierte Vorgabe zur Struktur der Erlöse, der Kosten und 

Abgeltungen wird entsprechend im Anhang 1 vorgegeben.  

Absatz 5: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 13 Absatz 2 RKV.  

Absatz 6: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 13 Absatz 3 RKV  

Absatz 7: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 29 Absatz 3 aARPV. 

Auswirkungen: Dank den Richtlinien des BAV, welche Klarheit schaffen, sollen nach einer Übergangs-

zeit weniger Grundsatzdiskussionen mit den TU geben. Mit der Mindestgliederung, welche sowohl für 

die Planrechnung (Plan-Werte) wie die Linienerfolgsrechnung (Ist-Werte) gilt, werden Abweichungs-

analysen zwischen Plan und Ist aussagenkräftiger sein.  

3. Abschnitt: Anlagen- und Abschreibungsrechnung 

 

Artikel 61 Grundsätze (Anlagen- und Abschreibungsrechnung) 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 8 RKV. 

Absatz 1: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 8 Absatz 1 RKV (erster Satz). 

Absatz 2: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 8 Absatz 1 RKV (zweiter Satz). 

Bisheriger Artikel 8 Absatz 2 RKV: Der bisherige Anhang der RKV zu Bandbreiten der Abschreibungs-

sätze für Anlagen des regionalen Personenverkehrs wird nicht übernommen, entsprechend wird der 

bisherige Absatz 2 nicht übernommen. Zukünftig werden die Bandbreiten gemäss Artikel 64 Absatz 1 

ARPV durch das BAV in einer Richtlinie festgelegt, welche zum Einbezug der interessierten Kreise 

zu gegebener Zeit unterbreitet wird. Mit der Überführung des Anhanges in eine Richtlinie des BAV 
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kann zukünftig rascher auf Änderungen reagiert werden, bspw. bei neuen Antriebsarten bei Bussen (E-

Busse). 

Auswirkungen: keine 

Artikel 62 Abgrenzung zwischen der Erfolgsrechnung und der Anlagen- und Abschreibungs-

rechnung 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 9 RKV. 

Artikel 63 Aktivierung und Ausbuchung von Anlagen 

Ohne Anpassung übernommen von Artikel 10 RKV. 

Artikel 64 Abschreibungen und Wertberichtigungen 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 11 RKV. 

Absatz 1: Der bisherige Anhang der RKV zu Bandbreiten der Abschreibungssätze für Anlagen des re-

gionalen Personenverkehrs wird nicht übernommen. Zukünftig werden die Bandbreiten durch das BAV 

in einer Richtlinie festgelegt (siehe Erläuterung zu Artikel 61 ARPV). Mit der Überführung des Anhan-

ges in eine Richtlinie des BAV kann zukünftig rascher auf Änderungen reagiert werden, bspw. bei 

neuen Antriebsarten bei Bussen (E-Busse). Der zweite Teil vom bisherigen Absatz 1 wird nicht über-

nommen. Mit der geplanten Festlegung eines verbindlichen Rechnungslegungsstandards (grundsätz-

lich ist Swiss GAAP FER vorgesehen) kann auf dieser Basis die Festlegung des Beginns und Endes 

der Abschreibungsdauer den TU überlassen werden. Nötige Präzisierungen dazu werden in der ge-

planten Richtline zu den Abschreibungen und Nutzungsdauern aufgenommen. 

Der bisherige Absatz 2 wird nicht übernommen. Zukünftig liegt die Festlegung der Abschreibungssätze 

in der Verantwortung der TU, eine formelle Bewilligung durch das BAV bei Abweichungen ist nicht 

mehr notwendig. Allerdings sind allfällige Abweichungen (z.B. Dauer, Typ der Unteranlage) weiterhin 

zu begründen. Das BAV wird die Abschreibungssätze neu in einer Richtlinie festlegen. Da eine Anpas-

sung der Abschreibungssätze rasch grössere finanzielle Auswirkungen für die Besteller haben kann, ist 

nicht davon auszugehen, dass sich in der Praxis grössere Veränderungen ergeben werden. Der Pro-

zess kann aber vereinfacht werden. 

Der bisherige Absatz 2bis wird nicht übernommen, da dieser alleine die Infrastruktur betrifft und die Ab-

schreibungen der Infrastruktur bereits durch Branchenstandards abgedeckt sind.  

Absatz 2: Übernommen von Artikel 11 Absatz 1bis RKV, wobei neu nicht mehr auf den Anhang verwie-

sen und auch keine Bewilligung mehr notwendig ist, wenn eine abweichende Gliederung für Unteranla-

gen vorgenommen werden soll.  

Absatz 3: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 11 Absatz 3 RKV. 

Auswirkungen: grössere Freiheiten für TU, Vereinfachung des Prozesses 

Artikel 65 Veränderte Nutzungsdauer 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 12 RKV. 

Bisheriger Absatz 1 wird gestrichen. Diesen Absatz braucht es nicht mehr, da er inhaltlich bereits durch 

den neuen Absatz 1 gedeckt ist (bisheriger Artikel 12 Absatz 2 RKV). 

Neuer Absatz 1: mit sprachlicher Anpassung übernommen. 
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Neuer Absatz 2: ohne Anpassungen übernommen. 

Absatz 4 wird nicht übernommen, da dieser nur die Infrastruktur betrifft und damit in der KPFV zu re-

geln ist (Artikel 37b KPFV). 

Auswirkungen: keine 

4. Abschnitt: Jahresrechnung 

 

Artikel 66 (Jahresrechnung) 

Aktuelle Bestimmung: Artikel 6 RKV 

Absatz 1: Die einzureichenden Unterlagen wurden angepasst: 

- a. ohne Anpassung übernommen; 

- b. Da die Prüfung der Jahresrechnung neu nach der Generalversammlung erfolgt, ist der Ge-

schäftsbericht neu als Bestandteil der Unterlagen zur Jahresrechnung aufgeführt und ersetzte 

damit den bestehenden Artikel 3 RKV; 

- c. Die Linienerfolgsrechnung ist für die bestellten Sparten (gemeinsam bestellter regionaler 

Personenverkehr, weitere bestellte Angebote gemäss Artikel 2) zu erstellen, zusätzlich sind die 

Summen der einzelnen Kosten und Erlöse der weiteren Sparten sowie die Summen über alle 

Sparten auszuweisen; 

- d. Bestimmung teilweise übernommen von Buchstabe b RKV mit der Präzisierung, dass Ab-

grenzungen pro Sparte einzureichen sind; 

- e: Übernommen ohne Leistungsmessung. Die Leistungsmessung wird für die Sparte Infra-

struktur mit separaten Unterlagen mit dem WDI verlangt; 

- f. ohne Anpassung übernommen von Buchstabe d RKV; 

- g. ohne Anpassung übernommen von Buchstabe e RKV; 

- h. ohne Anpassung übernommen von Buchstabe f RKV; 

- i. Bericht Spezialprüfung gemäss Artikel 38 Absatz 3 PBG; 

- j. der ausführliche Bericht der Revisionsstelle an den Verwaltungsrat ist heute bereits als Be-

standteil der Selbstdeklaration gemäss Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a RKV einzureichen; 

- k. Abweichungen in der Ist-Rechnungen gegenüber den Planrechnungen sind zu begründen. 

 

Absatz 2: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 6 Absatz 2 RKV. Das Protokoll der Generalver-

sammlung ist einzureichen, sobald es rechtskräftig ist, was auch erst nach der Einreichungsfrist für die 

übrigen Unterlagen zur Jahresrechnung der Fall sein kann. 

Absatz 3: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 6 Absatz 3 RKV 

Absatz 4: Neben den Offerten sollen neu auch die Unterlagen für die Ist-Rechnung mittels der neuen 

Datenplattform eingereicht werden. Die Bestimmung entspricht der analogen Bestimmung in Artikel 31 

Absatz 2 ARPV für die Einreichung der Offerten. 

Auswirkungen: Erhöhung der Transparenz gegenüber den Bestellern sowie Vereinfachung der Einrei-

chung der Unterlagen. 
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6. Kapitel: Schlussbestimmungen  

 

Artikel 67 Aufhebung und Änderung anderer Erlasse 

Aufgehoben werden die bisherige ARPV sowie die RKV. 

Artikel 68 Übergangsbestimmungen 

Absatz 1: Bestehende «Vergabevereinbarungen» aus Ausschreibungen sind bis zu ihrem Ablauf 

gleichgestellt wie Zielvereinbarungen nach Artikel 26 ARPV. Neu werden auch nach Ausschreibungen 

Zielvereinbarungen abgeschlossen.  

Absatz 2: Ohne Anpassung übernommen von Artikel 47 Absatz 3 aARPV, da weiterhin noch Angebote 

bei Seilbahnen mit kantonaler Bewilligung statt Konzession bestellt werden. 

Artikel 69 Inkrafttreten 

Das Inkrafttreten ist auf 1. Januar 2025 vorgesehen, die neuen Bestimmungen kämen danach erstmals 

für das Bestellverfahren 2027/2028 zur Anwendung.  
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Anhänge 

 

Anhang 1 Gliederung der Planrechnung sowie der Linienerfolgsrechnung 

Siehe insbesondere Erläuterungen zum Artikel 32 Absatz 2. Die Mindestgliederung von Kosten, Erlö-

sen und der Finanzierung der ungedeckten Kosten (Abgeltungen) wird neu im Anhang 1 geregelt. Die 

Gliederung ist für alle TU verbindlich und gilt sowohl für die Planrechnung nach Artikel 32 (Plan-Werte) 

als für die Linienerfolgsrechnung nach Artikel 60 (Ist-Werte). Die Gliederung wurde im Rahmen der Ar-

beiten zur «Guidance» mit Vertretern von Kantonen und TU erarbeitet und stellt die Basis für die Kal-

kulationsstruktur der zukünftigen Datenplattform des BAV dar. 

Anhang 2 Kantonsbeteiligungen: strukturelle Voraussetzungen und Formel 

Bisheriger Anhang 1 aARPV wird übernommen, die Formel für die Berechnung der Kantonsbeteiligun-

gen für die Periode 2025 – 2028 wurde aufgrund der definitiven Bestellungen 2022 aktualisiert. Die 

Grundlagen für die Berechnungen werden den kantonalen öV-Ämter noch zur Prüfung unterbreitet. 

Anhang 3 Kantonsbeteiligungen: prozentuale Anteile 

Aktuelle Bestimmung: Anhang 2 aARPV 

Gemäss Artikel 43 Absatz 2 sind die Kantonsbeteiligungen mindestens alle vier Jahre neu zu berech-

nen, was mit den Anpassungen im bisherigen Anhang 2 der Fahrplanjahre und prozentuale Kantons-

beteiligungen gemacht wird. Die Kantonsbeteiligungen gelten für die Jahre 2025 – 2028. 

Anhang 4 Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 

Im Anhang 4 werden aufgrund der Reform RPV oder durch Aktualisierungen Aufhebungen und Ände-

rungen in folgenden weiteren Verordnungen vorgenommen; die Gebührenverordnung für den öffentli-

chen Verkehr (GebV-öV; SR 742.102), die Verordnung über die Konzessionierung, Planung und Finan-

zierung der Bahninfrastruktur (KPFV; SR 742.120) die Verordnung über den Gütertransport durch 

Bahn- und Schifffahrtsunternehmen (GüTV; SR 742.411), die Verordnung über Seilbahnen zur Perso-

nenbeförderung (SebV; SR 743.011) und die Verordnung über die Personenbeförderung (VPB; SR 

745.11). 

2.1.1 Gebührenverordnung für den öffentlichen Verkehr vom 25. November 19985 (GebV-öV) 

Artikel 42 

Bereits in der revidierten RKV, welche per 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist, wurde auf die Rech-

nungsgenehmigungen verzichtet. Somit müssen für die Rechnungsprüfung und -genehmigung auch 

keine Gebühren mehr erhoben werden. 

2.1.2 Verordnung über die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfra-

struktur vom 14. Oktober 20156 (KPFV) 

Ingress 

Aufgrund der Übernahme von Bestimmungen aus der bisherigen RKV in die KPVF muss auch der In-

gress entsprechend ergänzt werden. Neu wird auf die Artikel 1 Absatz 3, 6, 8, 9b, 57 Absatz 3 und 97 

EBG und Artikel 35 Absatz 3 PBG statt wie bisher Artikel 35 Absatz 1 PBG verwiesen. 

 
5  SR 742.102 

6  SR 742.120 
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Artikel 1 Gegenstand 

Da aus der aufgehobenen RKV Bestimmungen zur Rechnungslegung übernommen werden, wird der 

Gegenstand um den neuen Buchstaben ebis «Rechnungslegung» ergänzt.  

Artikel 2 Trennung der Sparte Infrastruktur von den übrigen Unternehmenssparten: Umfang der 

Trennung 

Im Titel wird präzisiert, dass es sich nicht nur um die Abgrenzung zur Sparte Verkehr handelt, sondern 

zu allen übrigen Sparten. 

Absatz 3: sinngemäss übernommen von Artikel 7 Absatz 1 RKV 

Absatz 4: unverändert übernommen von Artikel 7 Absatz 2 RKV 

Absatz 5: übernommen von Artikel 7 Absatz 3 RKV (nur geringe sprachliche Anpassung) 

Absatz 6: Der Artikel 8 Absatz 2 RKV wird grundsätzlich übernommen. Der Anhang zur RKV wird auf-

gehoben und durch eine Richtlinie des BAV ersetzt. Die zukünftige BAV-Richtline wird auf das Regel-

werk RTE 29900 verweisen. Dieses für die Branche verbindliche Regelwerk ist die Grundlage für die 

unternehmensspezifischen Ermittlungen der Abschreibungssätze der einzelnen Anlagetypen.  

Auswirkung: Gegenwärtig sind die Infrastrukturbetreiber durch Leistungsvereinbarungen vertraglich 

verpflichtet, das Regelwerk RTE 29900 anzuwenden. Durch die Anpassungen sind sie auch aufgrund 

der Verordnung und der zukünftigen BAV-Richtline dazu verpflichtet. 

Artikel 3 Trennung der Sparte Infrastruktur von den übrigen Sparten: Spartenrechnung 

Im Titel wird präzisiert, dass es sich nicht nur um die Abgrenzung zur Sparte Verkehr handelt, sondern 

zu allen übrigen Sparten. 

Absatz 3 bis: unverändert übernommen von Artikel 13 Absatz 4 RKV 

Auswirkung: keine 

Artikel 5 Abgrenzung zwischen den Investitionsbereichen Substanzerhalt und Ausbau 

In Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 Buchstabe a wird präzisiert, dass im Güterverkehr das relevante 

Kriterium für die Unterscheidung zwischen Substanzerhalt und Ausbau die zusätzlichen Trassen sind. 

Im Gegensatz zum Personenverkehr nützt der Güterverkehr in der Regel nicht alle Trassen, die für ihn 

reserviert sind. Es besteht somit ein Unterschied zwischen Zugkilometern und Trassen. Mehr Zugkilo-

meter bei gleichbleibenden Trassen können auch mit der gegenwärtigen Infrastruktur bewältigt wer-

den. Als Ausbau sollen aber nur Investitionen gelten, die die gegenwärtige Infrastruktur nicht mehr auf-

nehmen könnte. Die Anpassung ist daher im Sinne des Begriffs «Ausbau».  

Auswirkung: Im Güterverkehr gelten nur mehr Investitionen als Ausbau, wenn damit zusätzliche Tras-

sen verbunden sind, auch wenn mehr Zugkilometer resultieren. 

Artikel 22 Strecken für die Feinerschliessung  

Absatz 1, Buchstaben a und b: Der Verweis zur ARPV wird aufgrund der Totalrevision und der neuen 

Nummerierung angepasst. Es erfolgt eine Umformulierung und die Präzisierung, dass der Anschluss 

«an das Schienennetz» gemeint ist. Dies war schon davor der Fall, kommt aber nun klarer zum Aus-

druck.  

Auswirkung: keine 
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Artikel 24 Investitionsplan und Mitwirkung 

Absatz 4: Es ist nicht ausreichend geregelt ist, wie die Rückmeldungen der ISB an die EVU im Rah-

men des Prozesses zu erfolgen haben. Durch die Anpassung soll eine bessere Durchsetzung des Mit-

wirkungsprozesses ermöglicht werden. Ziel der Anpassung des Artikels ist die Erhöhung der Transpa-

renz sowie der Gleichbehandlung und die Erleichterung der Abstimmung zwischen den betroffenen 

EVU und Anschliessern. Transparenz bedeutet in diesem Zusammenhang, dass alle vom Mitwirkungs-

recht betroffenen EVU und Anschliesser gleichzeitig informiert werden müssen. Der Zugang zu den 

Unterlagen muss allen gleichermassen ermöglicht werden. Werden die Rückmeldungen der ISB nur 

dem Anfragenden zugestellt (jedoch nicht allen betroffenen EVU und Anschliessern), läuft dies zudem 

der Gleichbehandlung zuwider. Gleichbehandlung bedeutet, dass alle betroffenen Unternehmen unter 

gleichen Bedingungen gleichbehandelt, respektive jede Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt 

sein muss. 

Auswirkung: Erhöhung der Transparenz sowie der Gleichbehandlung und die Erleichterung der Ab-

stimmung zwischen den betroffenen EVU und Anschliessern. 

Artikel 26 Vereinbarungen über die Zusammenarbeit zwischen Transportunternehmen 

Absatz 2: Der Begriff «pagatorische Kosten» ist nicht allgemein geläufig und wird ersetzt. Es wird der 

Grundgedanke aus dem Artikel 64 EBG der «vollen Kosten» übernommen. In den vollen Kosten ist 

keine kalkulatorische Verzinsung enthalten (vgl. Definition des Begriffs in der Richtlinie zur Verrech-

nung konzerninterner Leistungen). Daher wird die Limitierung der kalkulatorischen Verzinsung auf 5 

Franken pro Quadratmeter gestrichen. So wird sichergestellt, dass auch weiterhin keine überhöhten 

Preise für die Vermietung bzw. Verpachtung von Flächen in der Zusammenarbeit zwischen TU ver-

rechnet werden können.  

Auswirkung: Für die Vermietung oder Verpachtung von Bauten, Anlagen und Einrichtungen dürfen zu-

künftig keine kalkulatorischen Zinsen mehr verrechnet werden. 

Artikel 27 Offerte 

Absatz 2 Buchstabe c: Eine begriffliche Harmonisierung mit der elektronischen Eingabeplattform (Be-

griff «Kennzahlen» anstelle von «Indikatoren») wird vorgenommen. 

Absatz 2 Buchstabe e: Weil der Netzzustandsbericht für die Offerte nicht verlangt wird, wird dieser 

Buchstabe aufgehoben. 

Absatz 2 Buchstabe f: Bei den beizulegenden Unterlagen, werden neu die geplanten Erlöse auch auf-

geführt. Das BAV kann gegenwärtig auf Basis der Artikel 16 und Artikel 17 RKV Kosten und Erlöse for-

dern. Durch die Aufhebung der RKV ist die Präzisierung notwendig.  

Absatz 4 ersetzt Artikel 15 Absatz 1 und 2 RKV für den Teil Offerte, indem nun der Detaillierungsgrad 

vom BAV geregelt werden kann. Das BAV gibt den Detaillierungsgrad durch Eingabemasken der Mel-

deplattform bzw. durch Schnittstellenspezifikationen vor. Zudem kann das BAV für die Berichterstat-

tung der Plan-Daten Ausnahmen gewähren wie bereits heute. 

Auswirkung: keine 

Artikel 28 Inhalt der Leistungsvereinbarung 

In Buchstabe e wird aufgrund der begrifflichen Harmonisierung mit der elektronischen Eingabeplattform 

von Kennzahlen anstatt Indikatoren gesprochen. 

Auswirkung: keine 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/697/de#art_24
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Artikel 31 Berichterstattung und Überprüfung der Zielerreichung 

Absatz 2 wird ergänzt mit dem unveränderten Artikel 16 Absatz 5 der RKV für die Berichterstattung der 

IST-Daten. 

Auswirkung: keine 

Abschnitt 7b: Rechnungswesen 

Es wird ein neuer Abschnitt eingeführt, welcher die entsprechenden Artikel der RKV beinhaltet.  

Artikel 37b Veränderte Nutzungsdauer  

Im Grundsatz entsprechen die Absätze 1 bis 4 dem Artikel 12 Absatz 1 bis 4 der RKV. Da die Nut-

zungsdauer einer Anlage für die Sparte RPV in der ARPV geregelt ist, wird der Artikel auf die Sparte 

Infrastruktur beschränkt. Zudem wird im Absatz 4 präzisiert, dass im Investitionsplan die Veräusse-

rungserträge und nicht Veräusserungserfolge auszuweisen sind. 

Auswirkung: Anstelle von Veräusserungserfolgen (Ertrag minus Aufwand) muss im Investitionsplan der 

Veräusserungsertrag (nur Ertrag) gemeldet werden, da dies bessere Rückschlüsse auf den Finanzie-

rungsbedarf bei den Investitionen zulässt.  

Artikel 37c Gliederung der Erlöse und Kosten 

Absatz 1 ersetzt Art. 17 Abs. 2 und 4 der RKV. Anstelle der Auflistung in der Verordnung kann das 

BAV die Struktur regeln. Das BAV gibt den Detaillierungsgrad durch Eingabemasken der Meldeplatt-

form bzw. durch Schnittstellenspezifikationen vor. 

Absatz 2: unverändert übernommen von Artikel 18 Absatz 2 RKV 

Auswirkung: keine 

Artikel 37d Reine Infrastrukturbetreiberinnen  

Die aufgehobene RKV galt gemäss Art. 1 RKV für «Unternehmen, die Abgeltungen, Beiträge oder Dar-

lehen nach Artikel 28 Absatz 1 oder 31 Absatz 2 PBG oder nach Artikel 51b des Eisenbahngesetzes 

vom 20. Dezember 1957 (EBG) erhalten oder erhalten haben». Somit galt sie auch für reine Infrastruk-

turbetreiberinnen (ISB), die keine RPV-Abgeltungen erhalten. Der Grossteil der ehemaligen Bestim-

mungen der RKV wurde in die ARPV übernommen. Diese gilt zwar für die meisten ISB ebenfalls, da 

diese auch RPV-Abgeltungen erhalten. Für reine ISB aber nicht. Um Redundanzen zu vermeiden wird 

im Artikel 37d einfach auf jene Artikel der ARPV verwiesen, die auch für reine ISB notwendig sind.  

Auswirkung: keine 

Artikel 38 Investitionen in Seilbahnen 

Absatz 2 wird korrigiert beim Verweis auf das Seilbahngesetz. 

Auswirkung: keine 
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2.1.3 Verordnung über den Gütertransport durch Bahn- und Schifffahrtsunternehmen vom 

25. Mai 20167 (GüTV) 

Artikel 16 Abs. 2 

Aufgrund der Totalrevision der ARPV ist der Verweis auf den entsprechenden Anhang (bisher Anhang 

2 aARPV) der totalrevidierten ARPV anzupassen. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 24 Abs. 2 

Aufgrund der Totalrevision der ARPV ist auf die entsprechenden Artikel (bisher Art. 16–23 aARPV) der 

totalrevidierten ARPV zu verweisen. 

Auswirkungen: keine 

2.1.4 Verordnung über Seilbahnen zur Personenbeförderung vom 21. Dezember 20068 

(SebV) 

Artikel 58 Abs. 3 Bst. b 

Gemäss der bisherigen Bestimmung von Artikel 35 Abs. 1 PBG oblag die Regelung der Rechnungsle-

gung der Unternehmen dem UVEK. Gestützt auf die revidierten Bestimmungen des PBG regelt neu 

der Bundesrat die Einzelheiten der Rechnungslegung (Art. 35 Abs. 3 PBG). Das BAV bezeichnet das 

für die Rechnungslegung anwendbare Regelwerk (Art. 35 Abs. 4 PBG). 

 

Auswirkungen: keine 

2.1.5 Verordnung über die Personenbeförderung vom 4. November 20099 (VPB) 

Artikel 5 Erschliessungsfunktion 

Das BAV hat die Begrifflichkeiten abgeglichen, welche sowohl in der Verordnung vom 11. November 

2009 über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs (ARPV) als auch in der VPB Anwendung 

finden. Teilweise wird heute von der ARPV auf die VPB referenziert oder umgekehrt. Oder die Begriffe 

kommen in beiden Verordnungen mit teilweise nuancierten Unterschieden vor. Neu werden die Be-

griffe grundsätzliche in der VPB definiert und die ARPV nimmt Bezug auf diese Definitionen. Vor die-

sem Hintergrund wurde der Artikel 5 VPB überarbeitet. 

Absatz 1: Neu bestimmt der Absatz 1 klar, was unter der Erschliessungsfunktion verstanden wird. Die 

Erschliessungsfunktion ist gegeben, wenn eine Linie der Groberschliessung oder der Feinerschlies-

sung einer Ortschaft dient. Die Begriffe Ortschaft, Groberschliessung und Feinerschliessung werden in 

den Absätzen 2 – 4 ausgeführt. 

Absatz 2: Bereits in der heute gültigen VPB wird in diesem Absatz ausgeführt, was der Gesetzgeber 

unter einer Ortschaft versteht. Bei der Überarbeitung der VPB wurde nun der Buchstabe a umset-

zungsfreundlicher formuliert. Die aktuell gültige Definition spricht von «zusammenhängenden Bauzo-

nen nach dem Raumplanungsgesetz vom 22. Juni 1979, einschliesslich Schutzzonen für Gewässer, 

bedeutender Ortsbilder, geschichtlicher Stätten und Kulturdenkmäler». In der praktischen Umsetzung 

ergaben sich bis heute zu diesen Ausführungen immer wieder Fragen. Neu wird in Buchstabe a festge-

legt, dass als Ortschaften Siedlungsgebiete gelten, in denen das ganze Jahr über in einem Umkreis 
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von höchstens 1,5 km mindestens 100 Personen wohnen. Die 1,5 km kommen in der heutigen Fas-

sung der ARPV in Artikel 3 zur Anwendung. Dieser besagt, dass der Feinerschliessung eine Linie 

dient, wenn die Haltestellen in der Regel nicht mehr als 1,5 km vom nächstgelegenen Verknüpfungs-

punkt mit dem übergeordneten Netz des öffentlichen Verkehrs entfernt sind und die Abstände zwi-

schen den Haltestellen klein sind. Der Begriff «in der Regel nicht mehr als 1,5 km» wurde durch «in ei-

nem Umkreis von höchstens 1,5 km Radius» ersetzt und lässt somit weniger Spielraum offen. 

Absatz 3: Der Begriff Groberschliessung wird heute in Artikel 4 ARPV erwähnt. Er wird jedoch nicht 

weiter ausgeführt. Diese Lücke wird nun im vorliegenden Artikel geschlossen. Grundsätzlich kann ge-

sagt werden, dass es sich bei Linien, welche einer Groberschliessung dienen, um regionalen Perso-

nenverkehr oder Fernverkehr handelt. Zur Groberschliessung zählt die Verbindung von Ortschaften 

untereinander, also der klassische Regionalverkehr, der i.d.R. ausgehend von einem Bahnhof in an-

dere Dörfer (Ortschaften) führt sowie die Erschliessung von Teilen einer zusammenhängenden Ort-

schaft (Quartiere), in denen 100 Personen wohnen und die nicht bereits durch andere Linien erschlos-

sen sind. 

Absatz 4. Heute wird die Feinerschliessung in Artikel 3 ARPV definiert. Die Definition wird sinngemäss 

von der ARPV in die VPB übernommen. Die Definition konnte vereinfacht werden, indem neu auf die 

Groberschliessung verwiesen wird und dadurch eine Abgrenzung gegen «oben» gemacht werden 

kann. Bei Linien, welche einer Feinerschliessung dienen, handelt es sich in der Regel um Ortsverkehr. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 9  Konzessionen und Bewilligungen für Linien 

Absatz 2: Der Begriff «Teilstrecken» wurde durch «Teillinien» ersetzt. Damit wird das Wording der VPB 

demjenigen der aARPV angepasst.  

Auswirkungen: keine 

Art. 12   Konzessionsgesuch 

Absatz 1: Formell wird der Verweis auf die ARPV aufgrund deren Totalrevision aktualisiert. 

Absatz 4: Neu wird beim Begriff Ausschreibung auf Artikel 32 PBG verwiesen. Dabei handelt es sich 

um eine Präzisierung. Weiter wird die Formulierung «wirtschaftlich günstigstes Angebot» durch «vor-

teilhafteste Offerte» ersetzt. Dieser Begriff wurde vom neu formulierten Artikel 32 g PBG übernommen. 

Als Konzessionsbehörde kann der Bund zusätzliche Konzessionsunterlagen verlangen. Aus diesem 

Grund wurde der Begriff «die Besteller» durch «der Bund» ersetzt.  

Auswirkungen: Unschärfe beseitigen 

Artikel 15  Dauer der Konzession 

Absatz 1: Zur Vereinfachung der Verfahren sollen neu die Konzessionsdauer und die Dauer der Ziel-

vereinbarungen aufeinander abgestimmt werden. Konzessionen sollen neu in der Regel für 12 Jahre 

erteilt und erneuert werden. Dies entspricht zwei 6-jährigen oder drei 4-jährigen Zielvereinbarungen.  

Absatz 2 Bst. d: Obwohl es sich bei den in Absatz 2 genannten Gründen um eine exemplarische Auf-

zählung handelt («insbesondere») und somit nicht abschliessend ist, soll diese Liste um einen weiteren 

Tatbestand ergänzt werden. Damit wird der Häufigkeit eines solchen Anwendungsfalls Rechnung ge-

tragen. Ziel dieser Bestimmung ist es, die Dauer der Konzessionen pro Linie innerhalb eines Unterneh-

mens zu harmonisieren. Dies vereinfacht die Entwicklung von Zielvereinbarungen im regionalen Perso-



 

 

 

34/38 

BAV-D-0A8A3401/176 

Aktenzeichen: BAV-010.0-3/5/1/4   

nenverkehr. Als Nebeneffekt kann durch die Harmonisierung der Konzessionsdauer der Verwaltungs-

aufwand gesenkt werden. Das «oder» von Bst. b wird aufgrund der Ergänzung durch Bst. d neu in Bst. 

c aufgeführt. 

Auswirkungen: Vereinfachung und Senkung Verwaltungsaufwand 

 

Artikel 19  Verfahren bei der Änderung oder der Übertragung der Konzession und Art. 20 

  Betriebsvertrag 

Die Reihenfolge der Artikel 19 und 20 wurde in der vorliegenden Fassung aus Gründen des logischen 

Ablaufs getauscht. Im neuen Artikel 20 Absatz 3 wurde der Begriff «Verkehrsangebot» in «Angebot» 

geändert. Dabei handelt es sich um eine begriffliche Angleichung an die ARPV. Inhaltlich ändert sich 

dadurch jedoch nichts. Die begriffliche Änderung wurde ebenfalls in den weiteren betroffenen Artikeln 

der VPB vorgenommen. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 23 Amtliche Bezeichnung 

Die heutige Bestimmung wurde mit den Liniennummern und Linienbezeichnungen ergänzt. Liniennum-

mern und Linienbezeichnungen sind im immer dichteren Angebot eine wichtige Orientierungshilfe für 

Kundinnen und Kunden. Damit analog (zum Beispiel am Bus) aber auch digital (zum Beispiel Applikati-

onen) die gleichen Informationen vorhanden sind, sind eindeutige Bezeichnungen massgebend. Zu-

sätzlich erfordert die Durchgängigkeit in den Systemen eine einheitliche Datengrundlage und Daten-

übermittlung. 

Auswirkungen: Vereinheitlichung 

3. Abschnitt 

Im Abschnittstitel wurde der Begriff «Verkehrsangebot» in «Angebot» geändert 

Auswirkungen: keine 

Artikel 41 Fahrtenblatt im Strassenverkehr 

Abtausch der Reihenfolge von «Pendelfahrten» und «Rundfahrten», damit sie in einer logischen Ab-

folge erscheinen. Inhaltlich gibt es keine Änderungen. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 42 Streckenführung und Haltestellen 

Die Formulierung von Absatz 4 wurde vereinfacht. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 44 Voraussetzungen der Erteilung 

In Absatz 1 Buchstabe c wurde der Begriff «Verkehrsangebot» in «Angebot» geändert. 

Auswirkung: keine 
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Artikel 54 Schiffe 

Der Begriff «Verkehrsangebot» wurde in «Angebot» geändert. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 55b Informationspflicht 

Im Bereich der Kundeninformation bestehen steigende Erwartungen und Ansprüche seitens Kundin-

nen und Kunden, der TU sowie der Verbünde. Um den Erwartungen und Ansprüchen gerecht zu wer-

den, kommen die Alliance SwissPass (ASP) und das BAV zum Schluss, dass eine durchgängige Kun-

deninformation notwendig ist, was eine Regelung über alle konzessionierten TU voraussetzt. Vor die-

sem Hintergrund wird die standardisierte nationale Kundeninformation ins Leben gerufen. Ziel ist eine 

weitgehend standardisierte, auf einheitlicher Datengrundlage basierende, adressatengerechte und in-

haltlich konsistente Information für die öV-Kundschaft durch den öffentlichen Verkehr Schweiz. Dies 

unter Berücksichtigung der ganzen Informations- und Reisekette. Zur Erreichung dieses Ziels wurde 

eine nationale Kommission Kundeninformation (KKI). Diese definiert einen Branchenstandard Kun-

deninformation für alle konzessionierten TU und erarbeitet Umsetzungsprojekte, basierend auf den An-

forderungen des Strategierates ASP und des BAV, was unter Absatz 1 nun festgehalten wurde. Dabei 

berücksichtigt sie die Bedürfnisse der konzessionierten TU und anderer Stakeholder. 

Auswirkungen: Präzisierung / Verweis auf den Branchenstandard 

Artikel 56  Direkter Verkehr im konzessionierten Verkehr 

Im Absatz 3 wurden die Einschränkung «wenn die technischen Bedingungen es erlauben» gestrichen. 

Zum heutigen Zeitpunkt ist der Stand der Technik soweit fortgeschritten, dass diese Einschränkung auf 

Verordnungsstufe nicht mehr zeitgemäss ist. 

Auswirkungen: keine 

Artikel 56a Gemeinsame Vertriebsinfrastruktur 

Mit Artikel 17a PBG wird die Statuierung einer gemeinsamen öV-Vertriebsinfrastruktur vorgenommen. 

Absatz 1: Die TU erhalten neu den Auftrag, zum Betrieb und Weiterentwicklung einer gemeinsamen 

Vertriebsinfrastruktur. Eine solche besteht heute bereits in Form der «Netzweite öV-Anbindung 

NOVA», welche von der öV-Branche heute zur Umsetzung des direkten Verkehrs mit finanzieller Betei-

ligung der öffentlichen Hand (u.a. über die Bestellung im RPV) betrieben wird. 

Absatz 2: Unternehmen, die dem direkten Verkehr nach Art. 16 PBG unterstehen, müssen sich der ge-

meinsamen Vertriebsinfrastruktur zwingend anschliessen. Weiteren Unternehmen, ist der Anschluss zu 

diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewähren. «Was den Zugang Dritter zur gemeinsamen Ver-

triebsinfrastruktur betrifft, sind ggf. die Vorgaben des Kartellgesetzes vom 6. Oktober 1995 (KG) zu be-

achten». Das bedeutet, dass der Vertrieb von ÖV-Tickets grundsätzlich diskriminierungsfrei auch Drit-

ten offenstehen muss. Gemäss Artikel 17a Absatz 4 PBG haben die Transportunternehmen diskrimi-

nierungsfreie Bedingungen für die Nutzung der Vertriebsinfrastruktur durch Dritte vorzusehen. 

Absatz 3: Hier wird bestimmt, welche Fahrausweissortimente zwingend auf der gemeinsamen Ver-

triebsinfrastruktur angeboten werden müssen. Es handelt sich dabei um das Fahrausweissortiment des 

nationalen direkten Verkehrs sowie die Sortimente der regionalen Verbünde. Damit wird u.a. sicherge-

stellt, dass die wichtigsten Fahrausweise landesweit von den an NOVA angeschlossenen Verkaufsstel-

len vertrieben werden können. 
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Absatz 4: Die öV-Unternehmen müssen der gemeinsamen Vertriebsinfrastruktur alle für den Vertrieb 

der Angebote erforderlichen Sach- und Personendaten zeitgerecht in der nötigen Form und Qualität 

zur Verfügung stellen. Es handelt sich dabei um sämtliche relevanten Vertriebsdaten zur Gewährleis-

tung des direkten Verkehrs. Diese Daten dienen zum einen dazu, den Kundinnen und Kunden ein voll-

ständiges Angebot anbieten zu können, zum anderen aber auch zur Abrechnung und zur Kontrolle der 

Transportberechtigung. 

Auswirkungen: Keine neuen Aufgaben für die öV-Branche. Regelungen zur Vertriebsinfrastruktur. 

Artikel 58a  Informationssysteme über Reisende ohne gültigen Fahrausweis: Datenbearbei-

tung, Zugang und Datensicherheit 

Absatz 1: Die Personendaten nach Abs. 1 konkretisieren die Daten, die nach Art. 20 Abs. 1 PBG erfor-

derlich sind, um Reisende ohne gültigen Fahrausweis zu identifizieren und die Zuschlagsforderung ge-

gen sie geltend zu machen und bei Bedarf auch durchzusetzen. 

Die Missbrauchsbekämpfung ist notwendiger Bestandteil der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche 

und strafrechtlicher Normen. Unter Missbrauch fallen strafrechtliche Handlungen, welche über das 

blosse Fahren ohne gültigen Fahrausweis hinausgehen. 

Bst. h: Reisende ohne gültigen Fahrausweis müssen sich über ihre Identität ausweisen. Es genügt also 

nicht die blosse Angabe (Behauptung) von Daten (Bst. a bis g), welche, ihre Richtigkeit vorausgesetzt, 

die Identifizierung des Reisenden erlauben würden. Vielmehr darf das Transportunternehmen verlan-

gen, dass Dokumente vorgelegt werden, welche die Identität des Reisenden ausweisen. 

Bst. k: Den Transportunternehmen muss eine Überprüfung der Bonität von Reisenden ohne gültigen 

Fahrausweis möglich sein, wenn diese die geschuldete Zuschlagsforderung nicht innert 30 Tagen be-

gleichen. Dies um unnötigen Kosten bei uneinbringlichen Forderungen vermeiden zu können. 

Absatz 2: Wird innert 30 Tagen eine unzulässige Mehrfachnutzung entdeckt, sind eine Ausdehnung 

des Beobachtungszeitraums um weitere 60 Tage, eine Bearbeitung der Daten zur Durchsetzung von 

Zuschlagsforderungen und weitergehenden zivilrechtlichen Forderungen sowie zum Zwecke der Straf-

verfolgung zulässig. 

Absatz 4: Gemäss Artikel 20 Abs. 2 Bst. e PBG können Unternehmen Informationssysteme mit Daten 

über gestellte Strafanträge und den Stand der Strafverfahren bearbeiten. Dies ist die Voraussetzung 

dafür, dass Strafantragsdelikte (Art. 57 Abs. 3 und 4 PBG) verfolgt werden können und die Unterneh-

men ihre Rechte als Geschädigte auch in anderen Strafverfahren (z.B. Art. 150 StGB, Erschleichen 

einer Leistung, Art. 237 StGB Störung des öffentlichen Verkehrs, Art. 57 Abs. 3 PBG) wahren können. 

Abs. 4 konkretisiert Artikel 20 Abs. 2 Bst. e PBG dahingehend, dass auch Strafurteile unentbehrliche 

Daten über den Stand der Strafverfahren enthalten. Die Daten sind zu löschen, sobald sie nicht mehr 

zu einem der genannten Zwecke erforderlich sind, beispielsweise zur Durchsetzung eines vermögens-

rechtlichen, noch nicht erfüllten Anspruchs aus einem rechtskräftigen Strafurteil.  

Auswirkungen: Rechtsgrundlage, Transparenz 

Artikel 62a Mitnahme von Fahrrädern im internationalen Eisenbahnverkehr 

Die EU-Passagierrechte-Verordnung 2021/782 vom 29. April 202110 stärkt die Rechte der Passagiere 

betreffend Mitnahme von Fahrrädern im Zug. Wo in Artikel 5 der bisherigen EG-Passagierrechte-Ver-

ordnung Nr. 1371/2007 vom 23. Oktober 2007 die Mitnahme von Fahrrädern nur erlaubt war, wenn der 

 
10  Verordnung (EU) 2021/782 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste 

im Eisenbahnverkehr (Neufassung), ABl. L 172 vom 17.5.2021, S. 1.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32021R0782
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32021R0782
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Eisenbahnverkehr dadurch nicht beeinträchtigt wurde, so sieht Artikel 6 der neuen EU-Passagier-

rechte-Verordnung nun vor, dass die Mitnahme von Fahrrädern grundsätzlich zu ermöglichen ist und 

die TU bzw. die Mitgliedstaaten die entsprechenden Massnahmen ergreifen müssen, um die Fahrrad-

Mitnahme in den Zügen zu ermöglichen. Die Änderungen werden Mitte 2023 in Kraft treten. 

Aufgrund des Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen 

Gemeinschaft über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene und Strasse11 ist die Schweiz ver-

pflichtet, die revidierten Bestimmungen für den grenzüberschreitenden Eisenbahn-Personenfernver-

kehr zu übernehmen, sofern unsere Gesetzesgrundlagen noch nicht mit den EU-Bestimmungen kon-

gruent sind. Im PBG kennen wir heute im Artikel 23a eine Bestimmung zur Mitnahme von Fahrrädern. 

Darin wird festgelegt, dass Unternehmen den Reisenden die Mitnahme eines Fahrrads im Fahrzeug 

gestatten, wenn dies den Verkehr nicht beeinträchtigt. Diese Regelung entspricht mithin der bisherigen 

Regelung in der alten EG-Passagierrechte-Verordnung.  

Im vorliegenden Artikel verweisen wir auf Artikel 6 der neuen EU-Passagierrechte-Verordnung. Damit 

übernehmen wir für den grenzüberschreitenden Eisenbahn-Personenfernverkehr die EU-Regelung und 

stellen dadurch die EU-Kompatibilität der schweizerischen Gesetzgebung sicher. 

In der EU gilt diese Regelung ausschliesslich für den Eisenbahnverkehr. Es ist nicht zweckmässig, 

diese Regelung auf den gesamten konzessionierten und bewilligten Personenbeförderungsverkehr in 

der Schweiz auszudehnen, weil neben dem Eisenbahnverkehr (Fern- und Regionalverkehr) auch der 

Ortsverkehr (inkl. Trams, Trolleybusse und Busse) und der touristische Verkehr (inkl. Seilbahnen und 

Schiffe) betroffen wären. Für diese Verkehrsarten gilt die bereits bestehende Regelung von Art. 23a 

PBG. Es bleibt damit Aufgabe der TU, Angebote zu entwickeln und zu betreiben, die die Kundenbe-

dürfnisse abdecken. Damit kann auch den je nach Linie und Region unterschiedlichen Kundenbedürf-

nissen besser und flexibler Rechnung getragen werden.  

Auswirkungen: grundsätzlich Ermöglichung der Mitnahme von Fahrrädern im internationalen Eisen-

bahnverkehr 

Artikel 79 Datenbearbeitung durch das BAV 

Absatz 1 Buchstabe f. Die Ausweitung der Bestimmung über die räumliche Verteilung von den Abon-

nementen auf die Fahrausweise stärkt das Instrument der Verkehrsplanung. 

Auswirkungen: Öffnung 

Artikel 79a  Datenbearbeitung durch Unternehmen 

Die Unternehmen mit einer Personenbeförderungskonzession üben ein ausschliessliches Recht des 

Bundes (Personenbeförderungsregal) aus und sind damit mit einer öffentlichen Aufgabe des Bundes 

betraut, weshalb sie in Ausübung dieser Tätigkeit den Reisenden als Bundesorgane im Sinne von Art. 

5 Bst. i DSG gegenübertreten.  

Dementsprechend benötigen die Unternehmen für das Profiling mit Ortungsdaten zur Ermittlung der 

Ein- und Ausstiegsstationen gemäss Art. 34 Abs. 2 Bst. b DSG eine Rechtsgrundlage in einem formel-

len Gesetz, auch wenn es sich regelmässig nicht um ein Profiling mit hohem Risiko handeln dürfte. 

Diese Rechtsgrundlage wurde mit Art. 54 Abs. 2 Bst. a PBG geschaffen. 

In ihren Rechtsbeziehungen untereinander, beispielsweise bei der Regelung der Verteilung der Ver-

kehrseinnahmen, handeln die Unternehmen nicht unmittelbar in Erfüllung der Personenbeförderungs-

 
11 SR 0.740.72 
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aufgabe und sind damit als private Personen im Sinne des DSG anzusehen. Da die Verteilung der Ver-

kehrseinnahmen in unmittelbarem Zusammenhang mit der Abwicklung des Beförderungsvertrages 

steht, ist dies gestützt auf Art. 31 Abs. 2 Bst. a DSG zulässig.  

Auch bei der Personenbeförderung ausserhalb des Regals (Art. 8 VPB) handeln die Unternehmen als 

private Personen, da der Bund kein Unternehmen in Ausübung seines Regals mit entsprechenden 

Fahrten betraut. 

Absatz 1: Gemäss Art. 54 Abs. 1 PBG können Unternehmen Personendaten bearbeiten, soweit dies 

für die Personenbeförderung erforderlich ist. Absatz 1 konkretisiert die Daten, bezüglich der nicht be-

sonders schützenswerten Personendaten. (Die Bearbeitung der besonders schützenswerten Perso-

nendaten ist durch Artikel 54 Abs. 2 PBG geregelt.) Erforderlich sind für den Verkauf und die Kontrolle 

persönlicher Fahrausweise nicht nur Daten zur Identifizierung, sondern auch zur Rechnungstellung, 

Bezahlung und Durchsetzung der Forderungen.  

Je nach Ausgestaltung des Beförderungsvertrages können unterschiedliche Teilmengen der genann-

ten Personendaten erforderlich sein. So ist für eine Rechnungstellung per E-Mail die entsprechende 

Adresse erforderlich, für eine Zusendung auf Papier die Post- oder Wohnanschrift. Kommt ein Brief 

des Transportunternehmens unzustellbar zurück, erlaubt nur eine Telefonnummer, die Erfragung der 

neuen Adresse, wenn keine E-Mail angegeben wurde. 

Ein Zivilstandsdokument (Familienbüchlein) kann verwendet werden, wenn ein GA Duo erworben wer-

den soll. Dies ist aber freiwillig. Der Zivilstand wird auch nicht im System der Transportunternehmung 

geführt. Stattdessen können auch von beiden Personen Wohnsitzbestätigungen vorgelegt werden.  

Das Kindes- oder Pflegekindsverhältnis anzugeben und zu bearbeiten ist dann erforderlich, wenn ein 

Angebot in Anspruch genommen werden soll, welches an diese Datenkategorie anknüpft (GA Familia). 

Auch die zulässige Dauer der Aufbewahrung richtet sich nach der jeweiligen vertraglichen Situation. Ist 

ein Beförderungsvertrag von beiden Seiten erfüllt und die nachträgliche Geltendmachung von Ansprü-

chen ausgeschlossen, braucht es beispielsweise keine Reisedaten (Art. 54 Abs. 2 Bst. a PBG) mehr. 

Die Freiwilligkeit der Bekanntgabe (Absatz 1 Bst. h-j) setzt voraus, dass der Reisende darauf hingewie-

sen wurde, dass die entsprechende Angabe auf Freiwilligkeit beruht.  

Absatz 3: Der Absatz präzisiert, in welchen Bereichen die Transportunternehmen als Bundesorgan tä-

tig die Bearbeitung von Personendaten protokollieren müssen.  

Auswirkungen: Rechtsgrundlage, Transparenz, Gleichstellung mit privaten Unternehmen bezüglich 

Protokollierungspflicht.  

 

 


